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 Zusammenfassung 
Friedenspolitik steht mehr denn je im Blickfeld öffentlicher Debatten. Der Beitrag der Frie-
denswissenschaft zu den aktuellen Auseinandersetzungen um Krieg und Frieden ist jedoch 
außerordentlich bescheiden. Dies ist nicht zuletzt auf deren geringe Theorieorientierung 
zurückzuführen. In dem hier vorgelegten Arbeitspapier werden in drei Kapiteln einige Per-
spektiven für die Weiterführung friedenstheoretischer Ansätze entwickelt: bezogen auf frie-
denstheoretische Begriffe, insbesondere den Gewalt-Begriff, zu einzelnen Theorieansätzen 
(Demokratischer Frieden, Zivilisatorisches Hexagon) und zu den erkenntnistheoretischen 
Grundlagen der Friedensforschung. Damit soll ein Beitrag geleistet werden für eine intensi-
vierte Theorieorientierung friedenswissenschaftlicher Arbeiten, die der Praxisorientierung 
einer modernen Friedenswissenschaft nicht entgegensteht, sondern vielmehr ihre Grundlage 
stärkt und Praxisrelevanz erst ermöglicht: Nur die theoretisch fundierten Antworten der Frie-
densforschung können sich von friedenspolitischen Meinungen unterscheiden und im öffent-
lichen und politischen Diskurs als Beiträge der Wissenschaft wahrgenommen werden. 
 
Abstract 
More than ever, peace policy has moved into the focus of public debate. The contribution of 
peace science to the ongoing discussions on war and peace is, however, strikingly a modest 
one. This is due not least to its lack of theory orientation. In its three chapters, the present 
working paper develops some perspectives for a further pursuit of approaches rooted in peace 
theory: with reference to some of the concepts of peace theory, in particular the concept of 
violence, as well as to some individual theoretical approaches (democratic peace, civiliza-
tional hexagon) and the epistemological foundations of peace research. The paper is intended 
to provide a contribution geared to intensifying the theory orientation of scientific peace 
studies, one that, far from running counter to the practice orientation of modern peace science, 
is aimed at strengthening its foundations, in this way rendering it relevant for practice: it is 
only the theoretically grounded responses of peace research that, first, distinguish it from 
current opinions on peace and, second, are capable of building, in the ongoing public and 
political discourse, a perceptible profile as contributions of peace science. 
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1. Einleitung 
Warum beschäftigen wir uns mit Fragen 
der Friedenstheorie, wenn weltweit über 
30 Kriege toben (vgl. Schreiber 2002: 
41), nach Ansicht des Bundeskanzlers 
am 11. September 2001 nun auch noch 
der "gesamten zivilisierten Welt" ein 
Krieg erklärt wurde (vgl. Weller 2002a: 
41), wenn mit dem Irak-Krieg und der 
militärischen Reaktion auf die Gefahren 
des transnationalen Terrorismus nicht 
nur die Logik des Krieges in die interna-
tionale Politik zurückkehrt, sondern in 
diesem Zusammenhang sogar wie 
selbstverständlich von "Vergeltung" die 
Rede ist,1 wenn außerdem darüber ge-
stritten werden muss, wie deutlich man 
eine militärische Großmacht auch öffent-
lich an die Beachtung des Völkerrechts 
erinnern darf, und offenbar Feindbilder 
wieder solche Wirkungen entfalten, dass 
nicht nur Feinden die Menschenrechte 
bestritten werden, sondern auch von 
                                                 
                                                
1 Das ZDF-Politbarometer ließ am 12. und 
13. September 2001 in einer repräsentativen 
Meinungsumfrage ermitteln, ob eine Mehr-
heit der deutschen Bevölkerung es richtig 
findet, "wenn die USA militärische Vergel-
tung für die Terroranschläge an den Schul-
digen üben" (ZDF, Politik & Gesellschaft, 
http://www.zdf.de/ZDFde/inhalt/0,1872,10
19735,FF.html; 8.11.2002). Und der dama-
lige SPD-Fraktionsvorsitzende Peter Struck 
sagte – ohne dass ihm jemand widerspro-
chen hätte – am 19. September 2001 im 
Bundestag: "Es besteht kein Zweifel dar-
an – das sollten wir über den Deutschen 
Bundestag auch unseren Bürgerinnen und 
Bürgern mitteilen –, dass es eine militäri-
sche Vergeltung für den kriegerischen Ter-
roranschlag auf das World Trade Center 
und das Pentagon geben wird: wenn klar 
ist, wer die verantwortlichen Kräfte und die 
sie unterstützenden Staaten sind" (Deut-
scher Bundestag: Stenographischer Bericht, 
187. Sitzung, Berlin, Mittwoch, den 19. 
September 2001, S. 18308, meine Her-
vorh.). 
Freunden die bedingungslose Übernah-
me der eigenen Weltsicht erwartet wird? 
Genau solche emotionalisierten Frie-
densdiskussionen verlangen jedoch 
förmlich nach friedenstheoretischer 
Reflexion, um sowohl die Positionen 
und Argumente der Debatten-Gegner als 
auch das eigene Denken daraufhin zu 
befragen, auf welche impliziten (frie-
denstheoretischen) Annahmen sich die 
Argumente und Bewertungen stützen.2 
Wenn beispielsweise auf allen Seiten 
von "Frieden" die Rede ist – wird darun-
ter eigentlich immer dasselbe oder zu-
mindest Ähnliches verstanden? Ist dabei 
Frieden ein Ziel, ein Prozess, eine nor-
mative Idee oder einfach nur eine Meta-
pher, welche die Rechtfertigung politi-
schen Handelns erleichtern soll? Wenn 
von "Gewalt" die Rede ist – wird damit 
auf die Rechtfertigung von Gegengewalt, 
auf die Leiden der Opfer oder auf die 
Begrenztheit des Friedens hingewiesen? 
Schon die grundlegendsten friedenstheo-
retischen Begriffe sind in starkem oder 
gar besonderem Maße umstritten und 
verlangen daher nach spezieller frie-
denswissenschaftlicher Aufmerksamkeit. 
Daher beschäftigt sich die Friedenstheo-
rie unter anderem mit der Begriffsbil-
 
2 Bei diesem Manuskript handelt es sich um 
eine erheblich erweiterte Fassung meines 
Vortrags beim Symposium "Neuere Ent-
wicklungen in der Friedens- und Konflikt-
forschung in Deutschland: eine Bestands-
aufnahme" an der Universität Augsburg, 
30.9. – 1.10.2002. Für hilfreiche Kommen-
tare zu vorhergehenden Fassungen dieses 
Textes danke ich Volker Böge, Thorsten 
Bonacker, Christine Eifler, Bettina Führ-
mann, Jochen Hippler, Pia Kohorst, Dieter 
Senghaas, Angelika Spelten sowie den 
TeilnehmerInnen am Sechsten Friedensthe-
orie-Workshop am 31.1. – 2.2.2003 in der 
Ev. Akademie Loccum. 
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dung, insbesondere bezüglich zentraler 
Begriffe wie Konflikt, Frieden und 
Gewalt (vgl. Bonacker/Imbusch 1999). 
Neben solchen begrifflichen Vorver-
ständnissen sind Friedensdiskussionen 
auch durchsetzt von Theorie-Annahmen, 
von Vermutungen und Hypothesen über 
systematische soziale Zusammenhänge, 
die aber in der subjektiven (Selbst-) 
Wahrnehmung in der Regel als Wissen 
über diese Zusammenhänge aufgefasst 
werden. Im wissenschaftlichen Diskurs 
gilt dieses Wissen dann aber als mehr 
oder weniger gesichert beziehungsweise 
umstritten. Welche Rolle spielt bei-
spielsweise soziale Ungerechtigkeit oder 
eine unzureichende Konfliktkultur für 
innergesellschaftliche Gewaltkonflikte? 
Tragen militärische Interventionen in 
undemokratischen Staaten zur Stärkung 
oder Schwächung einer konstruktiven 
Konfliktkultur und aggressiver 
Außenpolitik bei? Unter welchen 
Bedingungen kann welche Art von 
Intervention langfristig zu stabilen 
demokratischen Verhältnissen und 
friedlichem Außenverhalten eines 
anderen Landes beitragen? Warum sind 
Demokratien untereinander so friedlich, 
wenn sie doch gegenüber Nicht-
Demokratien ziemlich aggressiv sein 
können? Auf diese und ähnliche Fragen 
gibt es unterschiedliche Antworten, je 
nach zugrundeliegender friedens-
theoretischer Herangehensweise. Weil 
jedoch daraus je nach Antwort auch 
verschiedene Strategien, Handlungsemp-
fehlungen und politische Konsequenzen 
resultieren, kann eine praxisorientierte 
Friedensforschung die Ursachen solcher 
Antwort-Differenzen nicht ignorieren. Außerdem werden mit jeder Theorieaus-
sage auch erkenntnistheoretische Fragen 
aufgeworfen: Aus welcher Perspektive 
beobachten wir die Zusammenhänge, 
und welchen Einfluss nimmt unsere Art 
des Beobachtens auf die jeweiligen 
Erkenntnisse? Kann beispielsweise, wer 
Freunde oder Familienangehörige bei 
den Terroranschlägen auf das World 
Trade Center und das Pentagon verloren 
hat, zur selben Einschätzung über die 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen 
westlicher und islamischer Welt kom-
men wie jene Menschen, die sich jahre-
lang dafür engagiert haben, dass in ihrer 
bayerischen Gemeinde eine Moschee 
gebaut werden kann?3 Kann in einem 
Land, dessen nationale Meisterschaften 
in verschiedenen Sportarten "World 
Series", also Weltmeisterschaften heißen 
(vgl. Stichweh 2000: 234), dasselbe 
Welt-Bild, also Bild von der Welt ent-
stehen wie in einem Land, dessen Au-
ßenpolitiker sich über Jahrzehnte müh-
sam um die internationale Anerkennung 
als friedliebendes Land (vgl. Haftendorn 
2001) bemühen mussten? Ist möglicher-
weise die Differenz der Beobachtungs-
perspektiven und der daraus resultieren-
den Weltbilder der eigentliche Kern 
bestimmter transatlantischer – und damit 
auch friedenspolitischer – Differenzen? 
Welche Perspektive muss die Friedens-
wissenschaft einnehmen, um solches 
erkennen zu können, oder anders ge-
fragt: Auf welcher erkenntnistheoreti-
schen Grundlage können wir Weltbilder 
und die verschiedenen Wege ihres Zu-
                                                 
3 Vgl. die Pressemitteilung "Nach dem 
Terror: Muslime in Bayern unter Druck" 
des Bayerischen Rundfunks vom 
19.9.2001: "[...] Im benachbarten Lauingen 
dagegen wurde vor fünf Jahren die erste 
Moschee Bayerns errichtet." (http://www. 
br-online.de/inhalt/wir_ueber_uns/presse-
stelle/aktuelles/6579/; 8.11.2002). 
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standekommens (friedens-) wissen-
schaftlich analysieren? 
Mit diesen Fragen und Beispielen sind 
drei zentrale Aufgabenstellungen frie-
denstheoretischer Arbeit angesprochen, 
an denen in den vergangenen Jahren 
unterschiedlich intensiv gearbeitet wur-
de: begriffliche Grundfragen der Frie-
densforschung, Friedenstheorien als 
theoretisch-analytische Ansätze zum 
Verständnis von Friedensbedingungen 
und erkenntnistheoretische Aspekte frie-
denswissenschaftlicher Arbeit. In diesen 
drei Feldern will ich im Folgenden 
Ausschnitte des aktuellen friedenstheore-
tischen Diskurses skizzieren, um damit 
zum einen deutlich zu machen, welche 
friedenstheoretischen Angebote einer 
theoretisch interessierten Friedensfor-
schung zur Verfügung stehen, und zum 
zweiten, welche Perspektiven sich dar-
aus für eine Fokussierung friedenswis-
senschaftlicher Arbeit und die Praxisori-
entierung einer modernen Friedenswis-
senschaft entwickeln ließen. Darauf wird 
sich auch der Schlussabschnitt konzent-
rieren, während ein kleiner Anhang die 
forschungspraktische Relevanz der 
vorgebrachten theoretischen Überlegun-
gen an einem Beispiel verdeutlichen soll. 
Zunächst ist jedoch der gesellschaftliche 
und wissenschaftliche Kontext friedens-
theoretischer Arbeit auszuleuchten, also 
jenes Feld, in dem die friedenswissen-
schaftliche Arbeit stattfindet und in dem 
deren Produkte dann auf ihre Konsu-
mentInnen treffen, denn Hintergrund der 
hier vorgetragenen Überlegungen ist 
kein abstraktes Theorie-Ideal, sondern 
das Selbstbild einer praxisorientierten 
Friedenswissenschaft und die sich daraus 
ergebenden Anforderungen. 
2. Friedenspolitische Antworten 
oder friedenstheoretische 
Fragen? 
Meist waren es die nach-kriegerischen 
Phasen des (welt-) gesellschaftlichen 
Zusammenlebens, die zu besonderen 
Konjunkturen friedenspolitischer und 
dann auch friedenstheoretischer Debat-
ten geführt haben. So lassen sich auch 
die aktuellen friedenstheoretischen Fra-
gestellungen und Diskussionsbeiträge 
nicht unabhängig von ihrem historischen 
Kontext und den durch ihn aufgeworfe-
nen Anfragen an die Friedensforschung 
verstehen. Hier ist bis heute, trotz der 
aktuellen Wendungen des weltpoliti-
schen Geschehens, vor allem der mit 
dem Ende des Ost-West-Konflikts ein-
hergehende Wandel globaler Konflikt-
formationen wirksam, aber natürlich 
auch die seit dieser Zeit zunehmenden 
militärischen Aktionen sogenannter 
humanitärer oder auch sonstiger Inter-
ventionen. Doch möglicherweise sind es 
sogar in weit geringerem Maße der 
historische Kontext selbst bzw. dessen 
gesellschaftliche Konstruktion, als viel-
mehr die ihr entspringenden Anfragen, 
welche das Themenfeld friedenstheoreti-
scher Debatten vorstrukturieren. 
Eine wesentliche Rolle hierbei spielt, 
neben den Beobachtungen und Erfah-
rungen aktueller Kriege und Gewalt-
handlungen, ein vielfach an die Frie-
densforschung herangetragenes Wissen-
schaftsverständnis, in dem die Auffas-
sung vorherrscht, Wissenschaft könne 
eindeutige Antworten auf gesellschaftli-
che Problemlagen bereitstellen. Entspre-
chend lässt sich die traditionelle Erwar-
tung an die Friedenswissenschaft auf die 
Frage zuspitzen: "Was soll getan wer-
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den, um den verlorenen Frieden wieder 
herzustellen?" Die Friedensforschung 
wird also vornehmlich dann gefragt, 
wenn der Frieden beziehungsweise der 
Frieden, von dem gerade die Rede ist, 
schon längst verschwunden ist, also 
durch Gewalt zerstört worden ist. Und 
die Friedensforschung wird dann – 
insbesondere von den Massenmedien – 
danach gefragt, was man gegen aktuell 
stattfindende Gewalt tun solle. Dahinter 
steht wohl die eher diffuse Erwartung, 
dass die Friedensforschung zur (Wie-
der-) Herstellung des Friedens – im 
Gegensatz zu den vorherrschenden 
Denkungsweisen staatlicher Außenpoli-
tik – doch anderes als Gegen-Gewalt 
anzubieten haben müsse. 
Schon in dieser, traditionellen Erwartun-
gen entsprechenden klassischen Frage an 
die Friedensforschung steckt ein mindes-
tens dreifaches friedenstheoretisches 
Vorverständnis: 
(1) Frieden sei erst dann abhanden 
gekommen, wenn "wir" davon er-
fahren, dass irgendwo auf der Welt 
Menschen unter Gewalt zu leiden 
haben – wenn also das Ausmaß di-
rekter Gewalt so groß ist, dass die 
Massenmedien darüber berichten.4 
(2) Frieden müsste schnell, kurzfristig, 
möglichst ohne größere Kosten und 
am besten unter Verzicht auf jegli-
che Gewalt hergestellt werden kön-
nen.5 
                                                 
                                                                   
4 Zur Rolle der Massenmedien für unsere 
Vorstellungen von Krieg und Frieden vgl. 
Weller (2002a, 2002c). 
5 Vgl. z. B. Krippendorff (2002: 199f): "Es 
ist Aufgabe engagierter, praxisorientierter 
Friedensforschung (und Engagement und 
Praxisorientierung sind ihr Lebensnerv!), 
bei jedem Konflikt, zu jeder Konfliktlösung 
(3) Die Ursache des Unfriedens ließe 
sich objektiv bestimmen, und nur 
wer kein Freund des Friedens sei, 
könnte sich eigentlich der Erwar-
tung entziehen, daran mitzuwirken, 
diese Ursachen zu beseitigen und 
Frieden (wieder) herzustellen. 
Zweifellos wären alle Friedensforsche-
rinnen und -forscher glücklich, wenn sie 
diese drei Vorverständnisse teilen und 
entsprechende Antworten geben könn-
ten. Doch weder die zugrunde liegende 
begriffliche Annahme (1) vom Frieden 
als Zustand, in dem keine Informationen 
über Gewalt bis an unsere Ohren drin-
gen, noch die Friedenstheorie (2), die 
einen Zusammenhang von schnellen, 
einfachen, gewaltfreien Maßnahmen und 
langfristig gesichertem Frieden behaup-
ten könnte, hielte einer Überprüfung 
anhand aktueller friedenswissenschaftli-
cher Forschungsdaten stand. Und in der 
Konfliktforschung gehört es schon lange 
zum gesicherten Wissen, dass sich die 
subjektiven Konfliktursachen nicht zu-
gunsten irgendeiner objektiven Ursa-
chenanalyse übergehen lassen (vgl. Bon-
acker 2002a), weil jeder Konflikt auch 
mit Differenzen in den Weltsichten (3) – 
und damit eben auch über die Konflikt-
ursachen – zumindest einhergeht, wenn 
nicht gar darin seinen Anfang hat. Auf 
allen drei genannten Ebenen friedens-
wissenschaftlicher Reflexion (begriff-
lich, theoretisch-analytisch, erkenntnis-
theoretisch) hat die Friedenstheorie folg-
lich systematische Überlegungen anzu-
die jeweils friedliche, d. h. die gewaltfreie 
Alternative zu suchen, mit der expliziten 
Arbeitshypothese, dass es zu jeder militäri-
schen auch eine gewaltfreie Lösung geben 
muss und dass dies dann die langfristig bes-
sere, die dauerhaftere sei." 
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stellen, ob, und wenn ja, wie sie die oben 
beispielhaft formulierte Frage beantwor-
ten und zugleich ihren wissenschaftli-
chen Anspruch einlösen will. 
Muss das eben skizzierte friedenstheore-
tische Vorverständnis somit als fraglich 
gelten, wäre es in friedenswissenschaft-
licher Hinsicht wohl am konsequentes-
ten, auf die Frage, wie sich ein verlore-
ner Frieden wieder herstellen ließe, nicht 
mit Antworten, sondern mit Rückfragen 
und der Problematisierung der zugrunde-
liegenden begrifflichen, theoretisch-
analytischen und erkenntnistheoretischen 
Vorverständnisse zu reagieren. Doch 
abgesehen von den Selbstzweifeln, 
überhaupt Antworten auf die eigenen 
Rückfragen zu besitzen, stünde dies 
außerdem völlig konträr zu der eben 
beschriebenen Erwartung an die Frie-
densforschung als praxisorientierter 
"Lösungswissenschaft" bzw. auch zu 
dem von ihr in weiten Teilen vertretenen 
Selbstverständnis einer vornehmlich 
praktisch-politischen Wissenschaft und 
den damit erzeugten und gestützten 
Erwartungen, eindeutige Antworten auf 
friedenspolitische Problemlagen geben 
zu können. In diesem wissenschaftlich-
gesellschaftlichen Korsett von Erwar-
tungen, Ansprüchen und theoretischem 
Wissen aber wird der Raum eng für 
friedenstheoretische Reflexionen – und 
entsprechend partiell und ausschnitthaft 
wird auch die nachfolgende Darstellung 
bleiben müssen. 
Dass Friedenstheorien in friedenspoliti-
schen Diskussionen eher selten eine 
wichtige Rolle spielen, mag auch damit 
zusammenhängen, dass friedenstheoreti-
sche Beiträge sich nur selten die Mühe 
machen, die praktisch-politische Rele-
vanz ihrer Einsichten abzuschätzen oder 
zu verdeutlichen.6 Außerdem wird in 
starkem Maße davon ausgegangen, dass 
es für den "Frieden" keine konkurrieren-
den friedenswissenschaftlichen Theorien 
geben könne. So wird in friedenspoliti-
schen Diskussionen auch von Friedens-
wissenschaftlerInnen nur äußerst selten 
etwa auf differierende theoretische 
Vorannahmen hingewiesen, auf die 
Differenzen friedenstheoretischer Ansät-
ze eingegangen oder gar eine explizit 
theoretische Argumentation vorge-
bracht – und es wird in aller Regel nach 
solcher Differenziertheit auch nicht 
gefragt. Dies führt in der Summe dazu, 
dass im Gegensatz zu manch anderen 
Sozialwissenschaften die Theorie-Arbeit 
in der Friedensforschung ein Schattenda-
sein führt und offenbar für viele Frie-
densforscherinnen und -forscher auch 
keine besondere Relevanz besitzt. Denn 
nimmt man den Output friedenswissen-
schaftlicher Publikationen auch nur 
teilweise zur Kenntnis, ist ja der Ver-
dacht nicht von der Hand zu weisen, 
dass sich auch ohne theoretische Erwä-
gungen alles Mögliche zum Frieden 
schreiben lässt. 
Dieser hier nur ganz grob geschilderte 
wissenschaftlich-gesellschaftliche Kon-
text, in dem sich die deutsche Friedens-
forschung zumeist bewegt (vgl. Was-
muht 1998; Sahm et al. 2002b), scheint 
mir eine nicht unwesentliche Ursache 
dafür zu sein, dass friedenspolitische 
Antworten um ein Vielfaches populärer 
                                                 
6 Während im friedenspolitischen Diskurs 
normative, friedensethische Fragen und 
Bewertungen im Vordergrund stehen, zielt 
der friedenstheoretische Diskurs vor allem 
auf systematische Erkenntnisse, Erklärun-
gen und Verständnisse. 
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als friedenstheoretische Fragen sind. Das 
heißt jedoch nicht, dass solche Fragen 
gar nicht gestellt oder diskutiert würden. 
Zwar wird hier und da bezweifelt, dass 
es auf dem Felde der Friedenstheorie in 
neuerer Zeit interessante Entwicklungen 
gäbe, oder behauptet, die Friedensfor-
schung drehe sich theoretisch vornehm-
lich im Kreis. So hatte beispielsweise 
Johannes Schwerdtfeger seinem Buch 
"Begriffsbildung und Theoriestatus in 
der Friedensforschung" (Schwerdtfeger 
2001) die Beobachtung zugrunde gelegt, 
dass die Friedensforschung "zwar wich-
tige Forschungsergebnisse hervorge-
bracht hat, dass aber die Weiterentwick-
lung von Friedenskonzepten und die 
kritische Überprüfung der Begriffsbil-
dung seit der zweiten Hälfte der 1970er 
Jahre – bis auf wenige Ausnahmen – 
versiegt sind" (Schwerdtfeger 2001: 9, 
meine Hervorh.).7 Dem hält Harald 
Müller in seinem jüngsten Aufsatz zu 
"Theorien des Friedens" eine ganze Liste 
von Beiträgen entgegen, die in den 
1990er Jahren erschienen sind und sich 
durchaus der theoretischen Reflexion des 
Friedens widmeten.8 Insofern könne, so 
Müller, von einem Mangel friedenstheo-
retischen Bemühens kaum die Rede sein, 
                                                 
                                                
7 Vgl. ähnlich auch Meyers (1994: 148) und 
Brücher (2002: 11): "In der Forschung, die 
sich mit dem Thema Frieden und Krieg be-
fasst hat, wurde die minutiöse Arbeit am 
Begriff bisher für entbehrlich erachtet ein-
fach deshalb, weil der Friede als eine 
schlichte Überlebensnotwendigkeit begrif-
fen wurde." Zu den blinden Flecken der 
Schwerdtfegerschen Beobachtung vgl. Wel-
ler (2002b). 
8 Jopp (1992), Meyers (1994), Zielinski 
(1995), ami-Redaktion (1996), Galtung 
(1998), Henkel (1999), Bonacker/Imbusch 
(1999), Brücher (2002). 
sondern "eher schon von Redundanz" 
(Müller 2003: 3).  
Die seit Februar 2000 regelmäßig statt-
findenden Workshops des "Arbeitskrei-
ses Theorie" der Arbeitsgemeinschaft für 
Friedens- und Konfliktforschung (vgl. 
Calließ/Weller 2003) wiederum zeigen, 
dass die interdisziplinäre Vielfalt frie-
denswissenschaftlicher Arbeit und die 
massive Zunahme friedenspolitischer 
Problemstellungen auch viele neue 
friedenstheoretische Arbeiten angeregt 
haben. Die dabei sichtbar werdenden 
friedenstheoretischen Innovationen 
liefern Anregungen für traditionelle wie 
neue Fragestellungen und greifen in der 
Regel neuere Theorie-Entwicklungen in 
Disziplinen wie der Philosophie, der 
Soziologie, der Psychologie und der 
Politikwissenschaft auf. Deshalb scheint 
es nach meinem Eindruck weder ange-
bracht, das Versiegen friedenstheoreti-
scher Diskussionen zu konstatieren, noch 
deren Redundanz zu beklagen, sondern 
vielmehr erforderlich, die Vielfalt frie-
denstheoretischer Ansätze und Überle-
gungen zur Kenntnis zu nehmen, die 
speziell im deutschsprachigen Raum 
heute vorliegen.9 Eine solche Auseinan-
dersetzung mit Friedenstheorien, die 
Prüfung ihrer Hypothesen oder die 
Weiterentwicklung ihrer Ansätze findet 
jedoch nur außerordentlich selten statt.10 
 
9 Vgl. neben den bei den Workshops des AK 
Theorie diskutierten Papieren (Calließ/ 
Weller 2003) die von Dieter Senghaas he-
rausgegebenen verdienstvollen Bände "Den 
Frieden denken" (Senghaas 1995a) und 
"Frieden machen" (Senghaas 1997) sowie 
jetzt Sahm et al. (2002a). 
10 Als Beispiele für die wenigen Ausnahmen 
vgl. Calließ (1997) sowie das aktuelle For-
schungsprogramm der HSFK (Müller 
2002a). 
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Das bedeutet zwar nicht, dass die Frie-
densforschung prinzipiell theorie-
resistent wäre, denn die Pfade sind ja 
vielfältig, auf denen sich theoretische 
Einsichten ihren Weg sowohl in die 
friedenswissenschaftliche Arbeit als 
auch in die friedenspolitischen Diskussi-
onen bahnen können.11 Doch die gezielte 
Reflexion friedenstheoretischen Den-
kens, das soll nachfolgend verdeutlicht 
werden, ist durchaus gewinnverspre-
chend. 
                                                 
11 Ein anschauliches Beispiel scheint mir die 
von Dieter Senghaas Ende der 1960er Jahre 
entwickelte Abschreckungs-Theorie (Seng-
haas 1972) zur Verdeutlichung der Selbst-
bezogenheit und Konstruiertheit von militä-
rischer Bedrohung zu sein, die ihren Weg 
über den von Senghaas erfundenen Begriff 
"Feindbild" in allgemeinere Vorstellungen 
über internationale Politik nahm (vgl. Wel-
ler 2001: 7-17) mit der Konsequenz, dass 
heute kaum mehr jemand daran zweifelt, 
dass Regierungen in erheblichem Maße an 
der Feindbild-Produktion beteiligt sein 
können, so dass dieses Wissen nicht nur ei-
ne friedenswissenschaftliche Herangehens-
weise an die augenblickliche US-Politik an-
leiten kann, sondern auch die besonders in 
Deutschland verbreitete politische Skepsis 
gegenüber der aktuellen US-amerikani-
schen Abschreckungs- und Drohpolitik be-
stimmt. 
3. Begriffliche Grundlagen der 
Friedensforschung 
Lothar Brock hatte nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts einen wichtigen Bei-
trag zur Wiederaufnahme friedenstheore-
tischer Diskussionen im deutschsprachi-
gen Raum geleistet und in seinen "Über-
legungen zur Theoriebildung" (Brock 
1990) vorgeschlagen, "Frieden nicht als 
Zustand eines sozialen Systems zu be-
greifen, sondern als eine 'ins Unendliche 
fortschreitende Annäherung' an ein Ziel, 
dessen konkreter Inhalt sich mit der 
Geschichte selbst immer weiter voran-
bewegt und das deshalb prinzipiell nicht 
abschließend definiert werden kann, 
wohl aber eine kritische Auseinanderset-
zung mit den bestehenden Verhältnissen 
und die Identifizierung von Ansatzpunk-
ten für deren friedensdienliche Verände-
rung erlaubt" (Brock 1990: 72).  
Folgt man dieser begrifflichen Eingren-
zung, resultiert daraus die Anforderung, 
bezogen auf die jeweils aktuelle ge-
schichtliche Situation, den Frieden als 
Ziel inhaltlich zu bestimmen. Für Brock 
war dies im Jahr 1990 "die gewaltfreie 
Weltgesellschaft [...], in der Konflikte 
unter Verzicht auf die Anwendung oder 
Androhung kollektiver Gewaltanwen-
dung geregelt würden" (Brock 1990: 72). 
Würden wir heute, nach den Erfahrun-
gen der vergangenen zwölf Jahre, eine 
ähnliche inhaltliche Bestimmung des 
Friedens vornehmen? Insbesondere 
wenn sie der Brockschen Anforderung 
genügen soll, "die Identifizierung von 
Ansatzpunkten für die friedensdienliche 
Veränderung der bestehenden Verhält-
nisse" zu ermöglichen? Oder müssen wir 
mit ansehen, wie die Welt mit dem 
Frieden gar nicht vorankommt oder sich 
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sogar im Rückwärtsgang befindet (vgl. 
etwa Kaldor 1999; Münkler 2002), wie 
insbesondere das soziale System der 
internationalen Politik keinerlei "Annä-
herung" an den Frieden unternimmt, 
sondern sich ständig weiter von ihm 
entfernt (vgl. Hauswedell et al. 2003) 
und sich daher auch die inhaltliche 
Bestimmung des "Friedens" nicht "vor-
anbewegt", wie Brock (1990: 72) erwar-
tet hatte, sondern auf breiter Front zu-
rückgefahren wird und deshalb das Ziel 
"friedensdienlicher Veränderungen" 
möglicherweise gerade heute mal be-
scheidener formuliert werden müsste? 
Georg Picht hatte schon in der Frühpha-
se der deutschen Friedensforschung 
behauptet, dass es zum Wesen des Frie-
dens gehöre, "dass er nicht definiert 
werden kann" (Picht 1975: 46, Hervorh. 
dort). Der Grund hierfür liege darin, dass 
gerade der Streit darum, welche Gesell-
schaftsordnung als "Frieden" anerkannt 
wird, der eigentliche Gegenstand aller 
politischen Konflikte sei (Picht 1975: 
46).12 Folgt man Picht, kann die Frie-
densforschung sich zwar am politischen 
Streit um eine friedliche Ordnung inten-
siv beteiligen, aber sie wird mit den 
dabei vorgebrachten Positionen und 
Friedens-Definitionen keine begriffliche 
Grundlage für friedenstheoretische 
Ansätze schaffen können.13 Oder anders 
                                                 
                                                                   
12 Vgl. auch Sternberger (1986: 76): "Der 
Friede ist die politische Kategorie schlecht-
hin". 
13 In einem anderen Zusammenhang entwi-
ckelte Picht "drei Parameter des Friedens" – 
Schutz vor Gewalt, Schutz vor Not, Schutz 
der Freiheit (Picht 1971, 1995) –, die aber 
nicht an die Stelle einer Definition treten 
können: "Wenn wir Frieden herstellen, de-
finiert er sich selbst. Deswegen ist die Ver-
wirklichung von Frieden die einzige Form 
formuliert: Ein wissenschaftlicher Frie-
densbegriff wird niemals in dem Sinne 
wissenschaftlich sein können, dass seine 
intersubjektive Anerkennung über politi-
sche Grenzen hinweg unumstritten wäre, 
und wird sich insofern immer über den 
theoretischen Kontext, in dem er Ver-
wendung findet, zu plausibilisieren 
haben.14 
Ganz ähnlich verhält es sich mit dem 
Gewaltbegriff, ohne den weder eine 
Begriffsbestimmung noch eine Theorie 
des Friedens denkbar erscheint.15 Alle 
Friedensbegriffe nehmen Bezug auf die 
Gewalt, natürlich in negativer Hinsicht. 
Doch manche Formen von Gewalt – 
etwa die rechtsstaatlich kontrollierte, 
monopolisierte Gewalt eines demokrati-
schen Staatsapparats – scheinen in den 
meisten Friedensbegriffen nicht im 
Gegensatz zum erstrebten Frieden zu 
stehen (vgl. etwa Senghaas 1995b), sei 
er nun ein Zustand, ein Prozess oder ein 
der Definition des Friedens, die wir als 
denkende Menschen anerkennen dürfen" 
(Picht 1995: 195). 
14 So wird auch das Verständnis und die 
Abgrenzung dessen, was "Friedensfor-
schung" bzw. "Friedenswissenschaft" sei, 
weder unabhängig vom politisch-gesell-
schaftlichen, noch vom historischen Kon-
text festzulegen sein, sondern auf die Aner-
kennung einer konkreten Kommunikations-
gemeinschaft angewiesen bleiben. Und in-
sofern der Frieden ein politischer Begriff 
ist, wird es auch keine unpolitische Frie-
denswissenschaft geben können. 
15 Vgl. wiederum Picht (1995) sowie gewis-
sermaßen prototypisch Johan Galtungs 
Grundsatz bei der Auseinandersetzung mit 
dem Begriff "Frieden", die zumindest im-
plizit den allermeisten Friedensbegriffen 
zugrundeliegt: "Wir beabsichtigen ledig-
lich, die Begriffe 'Frieden' und 'Gewalt' so 
miteinander zu verknüpfen, dass 'Frieden' 
als 'Abwesenheit von Gewalt' verstanden 
werden kann" (Galtung 1975: 8). 
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Ziel. Und die Grenzziehung zwischen 
diesen zwei Formen der Gewalt, einer 
legitimen und einer illegitimen Gewalt, 
lässt sich offenbar weder wissenschaft-
lich noch ethisch dekretieren, sondern 
wird auf Dauer Gegenstand politischer 
Auseinandersetzungen bleiben (vgl. 
Weller 2003a), denn auch die gesell-
schaftlichen Konventionen und Regeln, 
was legitime Gewaltanwendung ist, 
wandeln sich im Rahmen der ständigen 
politischen Konflikte. Es scheint sogar 
so zu sein, dass der Streit darüber, wer 
die genannte Grenzziehung vornehmen 
darf, Ausgangspunkt vieler Gewalteska-
lationen ist. Der klassische Bürgerkrieg, 
der darüber ausbricht, wer die Herrschaft 
ausüben darf, ist in seinem Kern der 
Konflikt darüber, wer über die legalen 
und damit legitimierten Gewaltmittel 
verfügt und wer nicht (vgl. Gantzel 
1997). 
3.1 Konstruktivistische 
Ansätze 
In aktuellen friedenstheoretischen Dis-
kussionen um die begrifflichen Grundla-
gen der Friedensforschung werden zu-
nehmend konstruktivistische Ansätze 
entwickelt, um mit der eben skizzierten 
Problematik systematisch umgehen zu 
können (vgl. Brücher 2002; Weller 
2003a). Dabei geht es nicht um die 
direkte Einmischung in den politischen 
Streit um Friedens- und Gewalt-Defi-
nitionen, sondern vielmehr um eine 
wissenschaftliche Beobachtung des Defi-
nitionen-Streits als Konflikt-Analyse. 
Die sprachliche Legitimation politischer 
Handlungen, beispielsweise mit Hilfe 
des Begriffs "Frieden" oder "humanitäre 
Intervention", wird als Voraussetzung 
kollektiver Gewaltanwendung betrachtet. 
Entsprechend spielen die Strategien, mit 
denen Definitionen und Wirklichkeits-
Deutungen durchgesetzt werden, eine 
zentrale Rolle bei der Analyse gewalt-
samen Konfliktaustrags. Wenn beispiels-
weise der amerikanische Präsident seine 
Strategie des Präventiv-Krieges als aus-
sichtsreichsten Friedensprozess bezeich-
net, hängt die Umsetzung dieser Strate-
gie in entscheidendem Maße davon ab, 
ob es ihm gelingt, insbesondere der 
amerikanischen Öffentlichkeit den Glau-
ben zu vermitteln, dass sich die USA mit 
ihrem Krieg gegen den Irak (vgl. Hippler 
2003) auf dem Weg des Friedens befin-
den. Oder ein anderes Beispiel: Wenn 
der Bundeskanzler in seiner ersten Stel-
lungnahme vor der Presse die Terroran-
schläge im vergangenen September als 
"Kriegserklärung gegen die gesamte 
zivilisierte Welt" bezeichnete, konnte 
kaum mehr jemand erwarten, dass sich 
die Bundesregierung der hochproblema-
tischen militärischen Reaktion darauf zur 
Wehr setzen würde (vgl. dazu Weller 
2003b). 
Der konstruktivistische Zugriff auf die 
friedenstheoretische Terminologie geht 
davon aus, dass mit jeder sprachlichen 
Bezeichnung, sei es für ein Ereignis, 
einen Tatbestand oder ein Ziel, eine 
Unterscheidung vorgenommen wird 
(vgl. Brücher 2002: 19; Weller 2002c: 
36f), die bei normativ geladenen Begrif-
fen wie Frieden oder Gewalt immer 
konfliktiv sein muss, weil beispielweise 
mit der Bezeichnung "Frieden" etwas 
anderes immer auch als Nicht-Frieden 
gekennzeichnet wird. Wer aber an die-
sem Nicht-Frieden beteiligt ist, ihn 
herbeiführen oder aufrechterhalten will, 
ist zumindest der politische Gegner 
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wenn nicht der gesellschaftliche Feind, 
denn nach gesellschaftlichem Konsens 
ist der Nicht-Frieden jener Zustand, der 
im Hinblick auf den Frieden verändert 
werden soll. Ebenso wird mit der Be-
zeichnung "Gewalt" eine Handlung 
negativ bewertet und damit zugleich auf 
die Möglichkeit eines Handelns verwie-
sen, das keine Gewalt darstellt. Indem 
aber somit unterstellt wird, dass auch 
ohne Gewalt hätte gehandelt werden 
können, lässt sich dem stattgefundenen 
Handeln mit Hilfe der Bezeichnung 
"Gewalt" die Legitimation entziehen. 
Daran wird sichtbar, dass große politi-
sche Macht damit verbunden ist, solche 
Bezeichnungen und Unterscheidungen 
für ein Kollektiv verbindlich festzulegen, 
etwa durch Rechtsetzung, Kommunika-
tionsstrategien oder die Anwendung 
legitimer Gewalt, die dann jedoch in der 
Regel nicht als "Gewalt" bezeichnet 
wird. 
In dieser Einbeziehung des Diskurses, 
der sprachlich-gesellschaftlichen Ausei-
nandersetzung um die zentralen Begriffe 
der Friedensforschung und ihre Verwen-
dung in die friedenstheoretischen Refle-
xionen über ihre begrifflichen Grundla-
gen steckt ein erhebliches Potenzial für 
neue friedenstheoretische Perspektiven. 
So entwickelte beispielsweise Gertrud 
Brücher (2002) einen Ausweg aus der 
oben skizzierten Paradoxie des Frie-
densbegriffs, indem sie "Frieden als 
Form" versteht: "Der Friede ist als die 
Paradoxie der Einheit friedensrelevanter 
Unterscheidungen mithin stets von der 
Art und Weise abhängig, in der mit 
diesen Unterscheidungen umgegangen, 
welche Friedenswirklichkeit durch diese 
konstruiert wird im Sinne von projiziert, 
angebahnt und vorbereitet. Sobald die 
Einheit friedensrelevanter Unterschei-
dungen in den Vordergrund rückt, nä-
hern wir uns dem Frieden, sobald die 
Differenz thematisiert wird, beschäftigen 
wir uns mit den Hindernissen für den 
Frieden, sobald jedoch die Unterschei-
dung als ganze aus dem Blick gerät und 
der Friede mit einer der beiden Seiten 
zusammenfällt, wird er systematisch 
verfehlt" (Brücher 2002: 363).  
Ein anderer konstruktivistischer Zugang 
verdeutlicht die Relevanz des Beobach-
tens und der damit verbundenen politi-
schen Bewertungen bei der Verwendung 
von Begriffen wie "Frieden" und "Ge-
walt".16 So übergehen beispielsweise 
friedenstheoretische Konzeptionen mit 
ihrem in aller Regel ausschließlich 
negativen Bezug auf Gewalt nicht nur 
eine zentrale friedensethische Fragestel-
lung, sondern sie erliegen damit auch 
einer Blickverengung, indem sie keinen 
analytischen Zugriff auf jene Gewalt 
gewinnen können, die in den Augen der 
Gewaltakteure legitim ist, aus der nor-
mativen Perspektive friedenstheoreti-
scher Konzeption aber als illegitime, der 
Friedensentwicklung entgegenstehende 
Gewalt betrachtet werden müsste. Ver-
deutlicht an einem Beispiel: Bei der 
Bekämpfung einer Staatsgewalt, die 
                                                 
16 Daneben gibt es weitere konstruktivistische 
Ansätze zur Reflexion des Umgangs mit 
friedenswissenschaftlichen Zentralbegriffen 
(vgl. etwa Seifert 1999; Bonacker 2002b; 
Baecker 1997), die vielfältige Anregungen, 
sowohl für neue theoretisch-analytische 
Ansätze zum Verständnis der Hindernisse 
oder Bedingungen für Frieden als auch für 
intensivierte erkenntnistheoretische Analy-
sen friedenswissenschaftlichen Beobach-
tens liefern und damit der friedenstheoreti-
schen Arbeit wichtige Impulse verleihen. 
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Minderheiten unterdrückt, erscheint den 
um ihr Leben fürchtenden Verfolgten 
Gewalt ähnlich legitim, wie sie auch der 
Staatsapparat für sich in Anspruch 
nimmt, der aus seiner Sicht zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung und Wie-
derherstellung des Friedens TerroristIn-
nen verfolgt. Der Großteil aktueller 
Gewalt ist immer legitimierte Gewalt, 
betrachtet man sie aus der Perspektive 
der Gewaltakteure. Und dabei ist der 
Frieden ein prominenter Bezugspunkt 
für die Legitimation der Gewaltakteure, 
am deutlichsten vorgeführt beim Ge-
waltmonopol des Staates (vgl. Weller 
2003a). 
3.2 Die Konstruktion legitimer 
und illegitimer Gewalt 
Reformuliert man Friedenskonzepte auf 
dem Hintergrund der Unterscheidung 
von legitimer und illegitimer Gewalt und 
betrachtet dabei den Frieden als Prozess, 
zeichnet er sich dadurch aus, dass Kon-
flikte ohne illegitime Gewalt ausgetragen 
werden – bei gleichzeitiger Existenz 
legitimer Gewalt. Die dabei zu treffende 
Unterscheidung zwischen legitimer und 
illegitimer Gewalt kann sich aber nicht 
an der Beurteilung der beteiligten Ge-
walt-Akteure orientieren, denn diese 
beanspruchen in aller Regel für sich, 
eine überzeugende Gewaltlegitimation – 
auch wenn sie als illegal einzustufen 
wäre – zu besitzen;17 es ist ja gerade in 
entscheidendem Maße die der jeweils 
eigenen Gewalt zugeschriebene Legiti-
                                                 
17 Von ähnlich unbezweifelter Überzeugung 
ist die Einschätzung der Opfer von Gewalt 
getragen, die in aller Regel von der Illegi-
timität der ihnen angetanen Gewalt über-
zeugt sind. 
mation, welche die Eskalationsgefahr 
von kollektiver Gewaltanwendung er-
möglicht bzw. hervorbringt. Genau diese 
Gewalt ist aber im Hinblick auf einen 
Friedensprozess illegitime Gewalt – die 
ethisch-politische Unterscheidung kann 
also nur von außen an den jeweiligen 
Modus des Konfliktaustrags herangetra-
gen werden. 
Frieden als Prozess hat immer mit der 
Ambivalenz von Gewalt zu tun und 
entsteht durch die Delegitimation jener, 
aus Sicht der Friedenskonzeption illegi-
timen Gewalt – was bedeutet: ein Teil 
der aus Akteurssicht legitimen Gewalt 
wird innerhalb einer spezifischen Frie-
denskonzeption delegitimiert, während 
die Legitimation des anderen Teils der 
Gewalt durch die Friedenskonzeption 
anerkannt und übernommen wird. Auch 
wenn explizit der Eindruck erweckt 
wird, Friedenstheorien zielten auf die 
grundsätzliche Delegitimation von Ge-
walt, ist ihnen, wie oben gezeigt wurde, 
zugleich die Gewaltlegitimation inhä-
rent. Demnach ist Frieden in diesen 
Konzeptionen immer auch ein Prozess 
konstanter Legitimation von Gewalt und 
der Anerkennung dieser Legitimation – 
unter Hinweis auf den Frieden als Ziel. 
Friedenstheorien, die von der Gewalt-
freiheit des Friedens ausgehen, entziehen 
sich der entscheidenden friedensethi-
schen Positionsbestimmung und verfeh-
len zugleich, der empirischen wie nor-
mativen Differenziertheit von Gewalt 
auch nur annähernd gerecht zu werden 
(vgl. ausführlicher dazu Weller 2003a). 
Entgegen allem oberflächlichen An-
schein, den die Ausdifferenzierung von 
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Gewaltformen18 erweckt, bleibt die 
Friedenstheorie doch weitgehend blind 
für die politisch relevanten Formen von 
Gewalt, nämlich jene, deren Legitimität 
gesellschaftlich umstritten ist. Die Über-
zeugungskraft und Relevanz von Frie-
denskonzeptionen bemisst sich in dieser 
Frage folglich weniger an ihrer theoreti-
schen oder analytischen Kraft, sondern 
ergibt sich vornehmlich aus der gesell-
schaftlichen Anerkennung der in ihr 
enthaltenen Gewaltlegitimation. 
Jede Gesellschaft besitzt ihren Konsens 
über Formen von Gewalt, die eindeutig 
illegitim bzw. legitim sind. Die sexuelle 
Misshandlung und Tötung eines Kindes 
wird hierzulande eindeutig und überein-
stimmend als "illegitim" bewertet, wäh-
rend die polizeiliche Gewalt gegen einen 
Geiselnehmer und Bankräuber als Bei-
spiel für gesellschaftlich unumstritten 
legitimierte Gewalt gelten kann.19 Solche 
eindeutig legitimen bzw. illegitimen 
Gewaltformen stellen kein ernsthaftes 
Problem für friedenstheoretische Ansät-
ze dar. Dagegen ist jedoch jener Bereich 
von Gewalt theoretisch deutlich schwie-
riger zu bearbeiten, dessen Legitimation 
gesellschaftlich umstritten ist. Dies kann 
sich sowohl auf Gewalt beziehen, die 
                                                 
                                                18 Vgl. etwa Meyers (1994: 38): "Intendierte, 
nicht-intendierte, physische, psychische, 
personale, objektbezogene, manifeste, la-
tente, objektlose und strukturelle Gewalt". 
19 Zur Legitimation des Bankraubs vgl. Brecht 
(1968: 94): "Wir kleinen bürgerlichen 
Handwerker, die wir mit dem biederen 
Brecheisen an den Nickelkassen der kleinen 
Ladenbesitzer arbeiten, werden von den 
Großunternehmern verschlungen, hinter 
denen die Banken stehen. Was ist ein Diet-
rich gegen eine Aktie? Was ist ein Einbruch 
in eine Bank gegen die Gründung einer 
Bank?" (Mac am Ende der Dreigroschen-
oper). 
von staatlichen Organen verübt wird als 
auch auf Gewaltausübung durch gesell-
schaftliche Akteure. Gelingt es den je-
weiligen Gewaltakteuren, für ihre Ge-
waltlegitimation gesellschaftliche Aner-
kennung zu finden, wird diese Gesell-
schaft diesen Einsatz von Gewalt als 
Beitrag zu mehr Frieden einstufen. 
Gelingt es ihnen nicht, erlebt die Gesell-
schaft einen Verlust an Frieden und 
legitimiert in der Regel damit zugleich 
einen anderen, gegen die als illegitim 
eingestufte Gewalt gerichteten Gewalt-
einsatz. 
Gewalt produziert Legitimation für 
Gegen-Gewalt, oder friedenstheoretisch 
präzisiert: Die gesellschaftliche Bewer-
tung bestimmter Gewaltformen als 
illegitim verschafft der entsprechenden 
Gegengewalt gesellschaftliche Legitima-
tion.20 Nun verwendet der gesellschaftli-
che Diskurs den Begriff "Gewalt" aller-
dings fast ausschließlich für die nicht-
legitimierten Gewaltformen und trägt 
dadurch zweifellos dazu bei, die Ambi-
valenz der Gewalt unsichtbar zu ma-
chen.21 Es scheint sogar so zu sein, dass 
die Bezeichung einer Handlung (oder 
Struktur) als "Gewalt" die gesellschaftli-
che Funktion besitzt, genau diese Hand-
lung (oder Struktur) gesellschaftlich zu 
 
20 Ganz ähnlich verfahren Friedenstheorien: 
Zwar zielen sie vordergründig darauf, be-
stimmte Formen von Gewalt zu delegiti-
mieren und dafür gesellschaftliche Aner-
kennung zu gewinnen, aber alle explizit 
nicht-delegitimierten Formen erfahren dar-
aus eine implizite Legitimation. 
21 Die in friedenstheoretischen Ansätzen 
konzipierte Gewaltfreiheit des Friedens ü-
bernimmt letztlich dieses Alltagsverständ-
nis von Gewalt und stützt es damit 
zugleich, verhindert damit aber eine diffe-
renziertere Gewaltanalyse. 
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delegitimieren. Darin liegt bis heute die 
Attraktivität der Rede von "struktureller 
Gewalt" (zuerst bei Galtung 1969), die 
in der Lage ist, Verhältnisse zu kritisie-
ren, ohne eine Grenze bestimmen zu 
müssen zwischen anerkennbaren und zu 
delegitimierenden Strukturen. 
Durch ihre mangelnde Aufmerksamkeit 
für die Ambivalenz der Gewalt gelingt 
es Friedenstheorien zwar, einen mög-
lichst schönen, nämlich gewaltfreien 
Frieden zu entwerfen. Aber mit dem 
daraus folgenden, derart undifferenzier-
ten Gewaltkonzept leidet zugleich ihre 
Fähigkeit, die Realität der Gewalt zu 
erfassen22 und auf den Frieden hin zu 
beurteilen. Außerdem übersieht sie die 
u. a. auch friedenskonstituierenden 
Funktionen des gesellschaftlichen Streits 
um die "Gewalt", in dessen Rahmen die 
Grenze zwischen legitimer und illegiti-
mer Gewalt ständig bekräftigt oder 
verändert wird. 
Mit der Kennzeichnung "Gewalt" wird 
ein soziales Handeln in der Regel von 
jenen belegt, die unter der Gewalt zu 
leiden haben, sich von ihr bedroht fühlen 
oder die ihr aus anderen Gründen etwas 
entgegensetzen wollen. Es sind nicht die 
TäterInnen, sondern die Opfer – oder die 
Opfer-Perspektive einnehmende Beob-
achterInnen –, welche die Gewalt-
Zuschreibung vornehmen und sich damit 
zugleich in eine bestimmte gesellschaft-
liche Position bringen. Daher rührt die 
negative Konnotation des alltagssprach-
lichen Gewalt-Begriffs, der dazu dienen 
soll, einem Verhalten Illegitimität zuzu-
                                                 
22 Vgl. dagegen die breite sozialwissenschaft-
liche Gewaltforschung, jetzt bei Heitmey-
er/Hagan (2002). 
weisen. Mit dieser Gewalt-Zuschreibung 
richtet man sich möglicherweise auch an 
die TäterInnen, vor allem aber an die 
"ZuschauerInnen", deren Zustimmung, 
Hilfe und Solidarität man sich erhofft. 
Gewalt geschieht also in einem Drei-
ecksverhältnis (vgl. Nedelmann 1997: 
66), in dem der Täter oder die Täterin 
von der Legitimität seines/ihres Han-
delns ausgeht, während das Opfer durch 
die Gewaltzuschreibung die Illegitimität 
behauptet – und dies beides geschieht 
unter mehr oder weniger öffentlicher, 
gesellschaftlicher Beobachtung, verbun-
den mit der Aufforderung an die "Zu-
schauerInnen", sich zur Frage der Legi-
timität des Handels zu verhalten, also zu 
beurteilen, ob es sich um "Gewalt" 
gehandelt hat oder nicht. 
Dieses sehr abstrakte Modell könnte als 
Folie dienen, einen analytischen Zugang 
zu Gewaltvorkommen zu gewinnen, der 
weder eine eigene normative Position 
zur Legitimitäts-Frage der analysierten 
Gewalt erfordert, noch eine ahistorische 
Definition von "Gewalt" zugrunde legen 
muss, denn im Zuge gesellschaftlicher 
Entwicklung verändert die Gewalt ihr 
Gesicht. Indem jedoch genau die Ge-
walt-Zuschreibung und ihre gesellschaft-
liche Akzeptanz bzw. Zurückweisung im 
Mittelpunkt der Analyse steht, wird auch 
dieser Wandel der Gewalt – immer 
bezogen auf einen konkreten gesell-
schaftlichen Kommunikationszusam-
menhang, sei es die Familie oder die 
Weltgesellschaft – erfasst. 
3.3 Der gesellschaftliche Streit 
um die Gewalt 
Die Perspektive auf den Kommunikati-
onszusammenhang über Gewalt im oben 
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beschriebenen Dreiecksverhältnis – Beo-
bachtung, Zuschreibung, Delegitimati-
on – eröffnet nicht nur Einsichten dar-
über, wie Gewalt "hervorgebracht" 
wird – indem eine Gewalt-Zuschreibung 
vorgenommen wird, welche bei der 
gesellschaftlichen Beurteilung Zustim-
mung findet, wodurch die TäterInnen-
Beurteilung (des Handels als Nicht-
Gewalt) delegitimiert wird –, sondern 
auch, wie Gewalt – für die Gesell-
schaft – zum Verschwinden gebracht 
werden kann: durch Verzicht auf Ge-
waltzuschreibungen oder die Legitimati-
on von "Gewalt"-Handlungen, so dass 
sie gesellschaftlich nicht mehr als "Ge-
walt" gelten. Beide Prozesse, das Her-
vorbringen und das Verschwindenlassen 
von Gewalt, sind Elemente gesellschaft-
licher Selbstbeschreibung (Luhmann 
1997) und des gesellschaftlichen Wand-
lungsprozesses bei der Bewertung von 
Gewalt. Einige skizzenhafte Beispiele 
mögen dies verdeutlichen. 
(1) Die Auseinandersetzung um die 
sogenannte Wiederbewaffnung der 
Bundesrepublik Deutschland war eine 
wichtige und bis heute prägende Gewalt-
Debatte dieser Gesellschaft. Der Korea-
Krieg 1950-53 wurde von der Bundesre-
gierung zum Anlass genommen, auf die 
militärische Bedrohung der BRD, insbe-
sondere durch die Sowjetunion, hinzu-
weisen. Gegenüber der Politik der Sow-
jetunion erfolgte also eine Gewalt-
Zuschreibung, für die sich die Bundesre-
gierung quasi stellvertretend für den 
westdeutschen Staat in die Opfer-Rolle 
begab. Ziel dieser Gewalt-Zuschreibung 
war, der Sowjetunion die Legitimation 
ihrer Rüstung zu bestreiten und daraus 
zugleich die Legitimation für das eigene 
Militär – für Gegengewalt – zu gewin-
nen. Diese Gewalt-Zuschreibung erfolg-
te primär vor der bundesrepublikani-
schen Gesellschaft, die hier die Zu-
schauer-Rolle einzunehmen und über die 
Delegitimation der sowjetischen Rüstung 
zu urteilen hatte. Teile dieser Gesell-
schaft reagierten darauf mit einer kon-
kurrierenden Gewaltzuschreibung; auf 
dem Hintergrund ihrer Opfer-Erfahrung 
des gerade erst beendeten Krieges woll-
ten sie alle militärischen Gewaltapparate 
als "Gewalt" bezeichnet sehen und ziel-
ten damit primär auf die Delegitimation 
der Adenauerschen Wiederbewaffnungs-
pläne. Gerade die große Umstrittenheit 
der dann getroffenen Entscheidung 
erforderte die Kontinuität der "Opfer-
Rolle" (Gewalt-Zuschreibung für das 
Handeln der Sowjetunion), weil sich nur 
darüber die Legitimation der eigenen 
Aufrüstung gegenüber der bundesdeut-
schen Gesellschaft aufrechterhalten ließ. 
(2) Eine weitere prägende Gewaltdebatte 
erlebte die Bundesrepublik Deutschland 
in den 1970er Jahren im Zusammenhang 
terroristischer Gewalt. Das oben skiz-
zierte Modell ließe sich natürlich auf 
jede einzelne Gewalttat, jeden einzelnen 
Schritt der damaligen Gewalt-Debatte 
anlegen, was jedoch im hier interessie-
renden Zusammenhang nicht erforder-
lich ist. Verdeutlicht werden soll allein 
das Grundmuster, wie durch die Zu-
schreibung von Gewalt ein Gewalt-Täter 
oder eine Gewalt-Täterin konstituiert 
wird und das "Opfer", welches die Zu-
schreibung vornimmt, die gesellschaftli-
che Delegitimation des TäterInnen-
Handelns erreichen will. So zielte die 
terroristische Strategie darauf ab, den 
wahren Gewaltcharakter des kapitalisti-
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schen Staates zu enthüllen (Gewalt-
Zuschreibung), um ihn auf breiter Front 
zu delegitimieren und damit zugleich der 
eigenen Gewalt-Strategie Legitimation 
zu verschaffen. Gleichzeitig stellte sich 
auch der Staatsapparat in der Opfer-
Rolle dar zur Delegitimation der terroris-
tischen Gewalt und fand mit seiner 
Gewalt-Zuschreibung die größere Zu-
stimmung in der Gesellschaft, was ihm 
ermöglichte, die eigene Gewalt – als 
Gegengewalt – auszubauen, rechtsstaat-
liche Instrumente einzuschränken und 
damit die demokratische Kontrolle der 
staatlichen Gewalt zu erschweren. Die 
"ZuschauerInnen" waren mehrheitlich 
der staatlichen Gewalt-Zuschreibung 
gefolgt und hatten damit seine Reaktio-
nen auf die Gewalt als Gegen-Gewalt 
legitimiert. 
(3) Auch im Zuge der sicherheitspoliti-
schen Debatte um die Stationierung von 
atomaren Mittelstreckenwaffen in den 
1980er Jahren fanden in der Bundesre-
publik bedeutsame Gewalt-Debatten 
statt, von denen eine herausgegriffen 
werden soll, die vor allem das Element 
der Gewalt-Zuschreibung verdeutlichen 
soll. Die Raketen-GegnerInnen hatten, 
um die Stationierung doch noch zu 
verhindern, vielfältige "gewaltfreie 
Aktionen", insbesondere Sitzblockaden 
durchgeführt,23 die der Staatsapparat 
                                                 
                                                                   
23 Hier lässt sich möglicherweise ein gesell-
schaftlicher Lernprozess identifizieren, 
denn die zwei ersten hier angeführten Bei-
spiele von Gewalt-Debatten legten die Er-
fahrung nahe, dass sich zwar staatliche 
Gewalt in gewissem Maße delegitimieren 
lässt, aber nicht in solchem Maße, dass da-
mit gegen den Staat gerichtete Gewalt ge-
sellschaftliche Legitimation gewinnen 
könnte; die Gewalt-Zuschreibungen des 
Staatsapparates hatten bis dahin noch im-
mer den Streit um die "Opfer-Rolle" ge-
nicht dulden wollte. Entsprechend griff 
er mit polizeilichen Aktionen, denen von 
Seiten der DemonstrantInnen "Gewalt" 
zugeschrieben wurde, ein und ließ die 
Blockaden abräumen. Sowohl der 
Staatsapparat, der sich für die Bewe-
gungsfreiheit der Raketen verantwortlich 
fühlte, als auch die BlockiererInnen, die 
sich auch deshalb für "gewaltfreie" 
Aktionen entschieden hatten, um dem 
Staatsapparat so weit wie möglich die 
Option zu entziehen, aus einer Opfer-
Rolle die Legitimation zu Gegen-Gewalt 
zu erlangen, konkurrierten mit ihren 
Gewalt-Zuschreibungen um die Zustim-
mung der Gesellschaft zur Delegitimati-
on des Handelns der jeweils anderen 
Seite. Dies wird besonders deutlich 
daran, dass die Rechtfertigung des staat-
lichen Gewalt-Einsatzes gegen die "ge-
waltfreien" Blockaden darüber erfolgte, 
dass das Sitzen auf der Straße im juristi-
schen Sinne zur "Gewalt" erklärt werden 
musste (§ 240 StGB). Die Delegitimati-
on des Handelns der RaktenengegnerIn-
nen erfolgte über eine Gewalt-Zu-
schreibung, um das eigene gewalttätige 
Eingreifen gegen die "gewaltfreien" 
Blockaden gegenüber der Gesellschaft 
zu rechtfertigen. Der korrigierende 
Eingriff in die entsprechende Rechtspre-
chung durch das Bundesverfassungsge-
richt 1987 lässt sich dann als juristischer 
Nachvollzug einer weitgehend erfolglo-
sen Delegitimation der gewaltfreien 
Blockaden verstehen. Die Gewaltzu-
schreibung hatte nicht zu der von staatli-
cher Seite beabsichtigten breiten Delegi-
timation der FriedensdemonstrantInnen 
geführt. 
wonnen. Dies änderte sich am Ende der 
1980er Jahre partiell. 
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Diese drei skizzenhaften Beispiele für 
eine Analyse der Gewalt im Dreiecks-
verhältnis zwischen Opfern, TäterInnen 
und der beurteilenden Gesellschaft ("Zu-
schauerInnen") sollten verdeutlichen, 
wie Gewalt in Gesellschaften hervorge-
bracht wird und wie sich aufgrund des 
gesellschaftlichen Beurteilungsprozesses 
von Gewalt-Zuschreibungen der Bereich 
dessen, was als zu delegitimierende 
Gewalt betrachtet wird, verändert. Diese 
wenigen Beispiele konnten zugleich 
schon zeigen, wie sich durch die Analyse 
der Kommunikationszusammenhänge 
über Gewalt bestimmte Muster gesell-
schaftlichen Gewaltumgangs andeuten, 
etwa die Gewalt-Zuschreibung zur Legi-
timation von Gegen-Gewalt oder der 
Streit um die Opfer-Rolle, wenn es 
darum geht, umstrittene Formen von 
Gewalt zu delegitimieren. 
3.4 Friedenstheoretische 
Implikationen 
Die skizzenhafte Beschreibung verschie-
dener Gewaltdebatten sollte nicht nur auf 
den Wandel gesellschaftlicher Gewalt-
beurteilung hinweisen, sondern zugleich 
verdeutlichen, dass Gewalt zunächst 
immer ein politischer Begriff ist, dessen 
gesellschaftliche Umstrittenheit in frie-
denstheoretischen Ansätzen weder igno-
riert noch ausgespart werden kann. 
Ansonsten stehen sie in der Gefahr, 
selbst zum Verschwinden lassen von 
Gewalt beizutragen, sie teilweise für die 
gesellschaftliche Beobachtung unsicht-
bar zu machen und zugleich einen we-
sentlichen Teil jener Konflikte, die ein 
erhöhtes Eskalationsrisiko und damit die 
Gefahr zum gewaltsamen Konfliktaus-
trag besitzen, auszublenden: die gesell-
schaftlichen Konflikte um die (De-) 
Legitimation von Gewalt. Wer aus sub-
jektiver Sicht Gewalt erleidet, ohne dass 
diese "Gewalt" gesellschaftlich delegiti-
miert wird, neigt zur Anwendung von 
Gegen-Gewalt. Welche friedenstheoreti-
schen Implikationen ergeben sich dar-
aus? 
Im Zuge eines konstruktivistischen 
Paradigmenwechsels24 kann sich die 
Friedenstheorie auf die Beobachtung der 
Bedingungen und Möglichkeiten des 
Friedens konzentrieren. Bezüglich der 
Gewalt bedeutet dies die systematische 
Beobachtung des Zustandekommens von 
"Gewalt" im Sinne von Gewaltzuschrei-
bungen, wie dies etwa oben mit dem 
Täter-Opfer-Zuschauer-Dreieck vorge-
schlagen wurde. Damit wird eine diffe-
renzierte friedenstheoretische Gewalt-
analyse ermöglicht, indem mindestens 
drei Elemente der gesellschaftlichen 
Konstitution von Gewalt unterschieden 
werden, ohne dass eines für sich ge-
nommen schon für die "Gewalt" stehen 
könnte. Ausgangspunkt für diese kon-
struktivistische Gewaltanalyse ist die 
Gewalt-Zuschreibung, die Kennzeich-
nung einer Handlung als Gewalt in 
einem gesellschaftlichen Kommunikati-
onszusammenhang. Nur wenn die "Zu-
schauerInnen", die den gesellschaftli-
chen Kommunikationszusammenhang 
bilden, in ihrer Gewalt-Beurteilung der 
fraglichen Handlung mehrheitlich der 
Zuschreibung folgen, handelt es sich um 
eine Gewalt-Handlung, die als solche 
damit gesellschaftlich delegitimiert wird 
(Delegitimation der "Gewalt"-Hand-
                                                 
24 Vgl. Calließ/Weller (2003). Zu einer 
ausführlicheren Begründung eines operati-
ven Konstruktivismus in der Friedensfor-
schung vgl. Weller (2000, 2002c). 
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lung). Damit aber steht nicht mehr die 
Frage im Vordergrund, was friedensthe-
oretisch alles als "Gewalt" bezeichnet 
werden soll oder was die eigentliche 
Gewalt ist, sondern die gesellschaftliche 
Interaktion, in der Gewaltzuschreibun-
gen und die Delegitimation von Gewalt 
stattfinden. Es ist der gleiche Ort, an 
dem jede Friedensordnung breite Aner-
kennung erfahren muss, wenn sie auf 
Dauer einen gewaltarmen Umgang mit 
Konflikten etablieren will. Insofern ist 
der gesellschaftliche Umgang mit Ge-
waltzuschreibungen ein zentrales Ele-
ment von Friedenstheorien, das sich 
nicht auf die formale Existenz eines 
Gewaltmonopols und dessen Legitimati-
onsproduktion reduzieren lässt. 
Friedenswissenschaftliche Aussagen zur 
Gewalt besitzen neben dieser analyti-
schen auch immer eine politische Di-
mension, sie sind Teil der gesellschaftli-
chen Interaktion von Gewaltzuschrei-
bungen und der Delegitimation bestimm-
ter Handlungen und Strukturen. Zu dem 
dabei stattfindenden Wandel und der 
damit möglicherweise einhergehenden 
Zivilisierung (vgl. Senghaas 1995b) 
kann die Friedensforschung durchaus 
wichtige Beiträge leisten. Sie muss sich 
dann aber auf der Grundlage friedens-
ethischer Argumente um eine Positions-
bestimmung zu genau jener Grenzzie-
hung zwischen legitimer und illegitimer 
Gewalt bemühen, die für lange Zeit als 
friedenstheoretisch unstrittig galt und 
leichtfertig ausgespart wurde. Die Beo-
bachtung der Konstitution von Gewalt 
und ihrer gesellschaftlichen Umstritten-
heit leistet dazu einen wesentlichen und 
kaum verzichtbaren Beitrag. 
4. Friedenstheorien 
Die Vielfalt dessen, was als Frieden 
bezeichnet wird, bringt unterschiedliche 
(Teil-) Theorien des Friedens hervor, die 
sich nicht zwangsläufig widersprechen 
müssen, die aber auch nicht unbedingt 
kompatibel miteinander sind. Je nach 
betrachtetem Ausschnitt gesellschaftli-
chen Zusammenlebens können sich 
Friedenstheorien auf die Möglichkeiten, 
Voraussetzungen oder gar Bedingungen 
z. B. eines familiären Friedens oder auch 
des Weltfriedens beziehen. Dabei wird 
die Selbstbezeichnung "Friedenstheorie" 
in den allermeisten Fällen für solche 
Ansätze verwendet, die eher für groß-
räumige gesellschaftliche Zusammen-
hänge Möglichkeiten gewaltarmen 
Konfliktaustrags zu identifizieren su-
chen. Bei der Analyse internationaler 
Politik ist "Frieden" eine übliche Kate-
gorie, während sie in der Soziologie eher 
sparsam verwendet wird – ein Hinweis 
darauf, dass auch in der wissenschaftli-
chen Beschäftigung unter "Frieden" 
zunächst der Verzicht auf zwischen- und 
innerstaatlichen Krieg verstanden wird 
(vgl. Jopp 1992: 37). 
Für diese großräumigen sozialen Zu-
sammenhänge liegen auch die am diffe-
renziertesten ausgearbeiteten Friedens-
theorien vor. Dies gilt natürlich vor 
allem für den innergesellschaftlichen 
Frieden, der durch staatliche Herr-
schaftsordnungen gewährleistet werden 
soll, aber auch für die politologische 
Teildisziplin Internationale Beziehun-
gen, deren Theorieentwicklung in ihrem 
Kern als Suche nach Friedenstheorien 
aufgefasst werden kann (vgl. Meyers 
1994: 124-147; Rittberger/Hummel 
1990: 19), auch wenn in den meisten 
 20
Fällen eine andere Begrifflichkeit ge-
wählt wird (vgl. Meyers 1996). Ich kann 
hier nun nicht auf die vielfältigen Theo-
riediskussionen eingehen, die insbeson-
dere in Reaktion auf den Wandel des 
internationalen Systems seit 1990 in den 
Internationalen Beziehungen geführt 
wurden (vgl. dazu Katzenstein et al. 
1998; Carlsnaes et al. 2002). Ich will 
stattdessen zwei Theorieansätze heraus-
greifen und einige darauf bezogene 
Überlegungen anstellen, welche Per-
spektiven sich aus der friedenstheoreti-
schen Weiterentwicklung dieser Ansätze 
ergeben könnten, gerade auch im Kon-
text konstruktivistischer Herangehens-
weisen. 
4.1 Der "Demokratische 
Frieden" 
Der politikwissenschaftlichen Forschung 
zum sog. "Demokratischen Frieden" 
liegt die empirische Beobachtung 
zugrunde, dass demokratische Staaten 
untereinander keine Kriege führen, sehr 
wohl jedoch gegen nicht-demokratische 
Staaten.25 Die Erklärung dieses (Nicht-) 
Friedens ist umstritten und die Aufmerk-
samkeit der Forschung gilt derzeit in 
besonderem Maße den Widersprüchen in 
der bisherigen Theorieentwicklung (vgl. 
Müller 2002a),26 um auch die Implikati-
                                                 
                                                                   
25 Für einen Überblick vgl. Russett (1990), 
Geis (2001), Russett/Oneal (2001), Müller 
(2002a), Schrader (2003). 
26 Das an die These vom demokratischen 
Frieden anknüpfende Forschungsprogramm 
der HSFK ist insofern bemerkenswert, als 
es nicht darauf zielt, einen weiteren Beitrag 
zu einer seit Jahren überdrehten Fachdis-
kussion zu leisten, sondern den Stand der 
Forschung zum Ausgangspunkt nimmt, um 
neue Fragen zu stellen und auf normative 
Widersprüche aufmerksam zu machen, die 
in einer Denkschule, deren Gründungsur-
onen für die politische Praxis besser 
beurteilen zu können. Auch in diesem 
Forschungsfeld haben in letzter Zeit 
konstruktivistische Ansätze neue Akzen-
te gesetzt, indem sie in den gegenseiti-
gen Wahrnehmungen von Staaten als 
friedliche Demokratien bzw. als bedroh-
liche und friedensgefährdende Nicht-
Demokratien ein wesentliches Element 
einer Theorie des Demokratischen Frie-
dens sehen und zu dessen Konzeptuali-
sierung beitragen (vgl. etwa Schrader 
2003; Williams 2001; Adler/Barnett 
1998; Peceny 1997; Risse-Kappen 
1995). 
In der Debatte um den "Demokratischen 
Frieden" werden verschiedene Erklä-
rungsfaktoren diskutiert, über deren 
jeweiligen Stellenwert und die gegensei-
tigen Wechselwirkungen bisher jedoch 
kaum Aussagen vorliegen.27 Die inzwi-
schen hoch differenzierte Debatte grob 
vereinfachend können drei Erklärungs-
faktoren unterschieden werden, die auf 
den außenpolitischen Entscheidungspro-
zess in demokratischen Staaten in der 
Weise einwirken, dass gegen andere 
Demokratien kein Krieg geführt wird:28 
kunde den Titel "Zum ewigen Frieden" 
trägt, leicht aus dem Blick geraten können. 
27 Eine der Ursachen hierfür mag ein in den 
Internationalen Beziehungen verbreiteter 
Mono-Kausalismus theorieorientierter For-
schung sein, der die Neigung besitzt, Theo-
rien auf einzelne Erklärungsvariablen zu 
verkürzen und diese dann gewissermaßen 
sportlich gegeneinander antreten zu lassen 
in der Hoffnung, mit Hilfe konkurrierender 
Hypothesentests in einem Popperschen 
Sinne Theorien falsifizieren zu können. 
28 Dieses Modell von Erklärungsfaktoren 
orientiert sich am empirischen Befund des 
zwischendemokratischen Friedens. Es 
müsste andere bzw. zusätzliche Faktoren 
berücksichtigen, sollte damit jegliches Kon-
fliktverhalten von demokratischen Staaten – 
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Zum einen die (1) demokratische Gesell-
schaft, die ganz im Kantischen Sinne, 
weil sie die Kosten eines Krieges zu 
tragen hätte (Kant 1795), dazu neige, 
ihre Regierung auf demokratischem 
Wege vom Krieg abzuhalten (vgl. Rus-
sett/Starr 2000; Moravcsik 1996). 
Daneben gelten (2) internationale Orga-
nisationen als wesentliche Vorausset-
zung zur Konfliktentschärfung zwischen 
Demokratien und sind damit als Erklä-
rungsfaktor für den innerdemokratischen 
Frieden mit in Betracht zu ziehen (vgl. 
Hasenclever 2002; Czempiel 1996). 
Gewissermaßen zwischen diesen zwei 
institutionellen Faktoren steht außerdem 
die (3) Norm des gewaltfreien Konflikt-
austrags, die sowohl der innergesell-
schaftlichen Interaktion in demokrati-
schen Staaten wie der internationalen 
Interaktion dieser Demokratien in inter-
nationalen Organisationen – und damit 
auch den außenpolitischen Entscheidun-
gen demokratischer PolitikerInnen – 
zugrunde liegen.  
Diese mehrfache Verankerung einer 
Norm des gewaltfreien Konfliktaustrags 
verdeutlicht, in welch enger Beziehung 
und möglicherweise auch Wechselwir-
kung diese drei Faktoren zueinander 
stehen. Die Norm des gewaltfreien 
Konfliktaustrags ist ja gerade im zwi-
schenstaatlichen Umgang keine Natur-
konstante, sondern eine Regel neueren 
Datums. Sie ergibt sich zudem nur teil-
                                                                   
also auch gegenüber Nicht-Demokratien – 
erklärt werden. Hier wäre beispielsweise an 
das internationale Sicherheitsdilemma, an 
Militärallianzen, Menschenrechtsnormen 
und/oder wirtschaftliche Interessen zu den-
ken, die bedeutsame Erklärungsfaktoren 
unfriedlichen zwischenstaatlichen Kon-
fliktverhaltens darstellen könnten. 
weise aus den Erfahrungen und Erfor-
dernissen internationaler Politik, vor 
allem aber aus dem Normenbestand 
demokratischer Gesellschaften. Zugleich 
wird sie verstärkt und gestützt durch 
entsprechende internationale Organisati-
onen und Institutionen wie beispielswei-
se die Vereinten Nationen und das Völ-
kerrecht. Gleichzeitig stellt diese Norm 
aber auch einen normativen Schirm dar, 
unter dem zum einen demokratische 
Gesellschaften und zum anderen be-
stimmte internationale Organisationen 
leben und woraus sie Legitimation und 
Stabilität beziehen. In diesem Sinne 
wirkt die Norm des gewaltfreien Kon-
fliktaustrags also auch auf die demokra-
tischen Gesellschaften und entsprechen-
de internationale Organisationen ein 
bzw. zurück. Entscheidend für die Stärke 
oder Schwäche dieser Norm aber ist die 
Praxis. In der internationalen Politik 
fehlt die Sanktionsmacht zur Aufrecht-
erhaltung von Normeinhaltung, so dass 
sich die Geltung von Normen und Re-
geln vor allem daraus ergibt, was als 
legitimes zwischenstaatliches Verhalten 
angesehen wird. Insofern spielt die 
Anerkennung und Umsetzung der Nor-
men in staatlicher Außenpolitik eine, 
wenn nicht die entscheidende Rolle. 
Die oben unterschiedenen Erklärungs-
faktoren für den zwischendemokrati-
schen Frieden sind also in einem Ge-
flecht gegenseitiger Einflüsse und Ab-
hängigkeiten angesiedelt, und insofern 
erscheint es sinnvoll, die damit ver-
knüpften Theorieansätze weniger als 
konkurrierende denn vielmehr als sich 
ergänzende Ansätze zu betrachten. Um 
dennoch sowohl im Hinblick auf die 
Friedenstheorie als auch die Politikbera-
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tung den jeweiligen Stellenwert der 
genannten drei oder auch noch anderer 
Erklärungsfaktoren genauer abschätzen 
zu können, erscheint auch hier eine 
konstruktivistische Herangehensweise 
angebracht, die ihre Aufmerksamkeit 
nicht – wie in einem Teil der Forschung 
zum demokratischen Frieden vorherr-
schend – auf Korrelationen isolierter 
Variablen richtet, sondern auf die Wahr-
nehmungskategorien außenpolitischer 
Entscheidungsträger. Da sich aufgrund 
der Kriegsbereitschaft demokratischer 
Staaten gegenüber Nicht-Demokratien, 
also der Abhängigkeit des gewaltfreien 
Konfliktaustrags von der Herrschafts-
form beider an einem Konflikt beteilig-
ten Staaten, eine dyadische Betrach-
tungsweise nahelegt, steht zugleich auch 
immer das Interaktionsverhältnis zwi-
schen den Beteiligten im Mittelpunkt des 
Interesses. Entscheidend ist folglich 
auch, wie sich die Konfliktparteien in 
diesem Verhältnis gegenseitig wahrneh-
men. Dies gilt sowohl für die Einschät-
zungen auf Seiten der politischen Ent-
scheidungsträgerInnen als auch, gerade 
in demokratischen Gesellschaften, für 
die außenpolitischen Einstellungen der 
Bevölkerung (vgl. hierzu Weller 2000).  
Die oben angeführten Erklärungsfakto-
ren für den demokratischen Frieden 
enthalten ja in allen Fällen Hypothesen 
über einen auch beim Konfliktgegner 
wirksamen Einfluss der genannten Fak-
toren auf außenpolitische Entscheidun-
gen. Eine entsprechende Verhaltenser-
wartung bezüglich des Konfliktgegners 
müsste sich folglich auch in der Wahr-
nehmung und Bewertung der Konflikt-
beteiligten niederschlagen und dabei 
zugleich mit einer oder mehreren dieser 
Hypothesen verbunden sein. Wenn 
beispielsweise zwischen zwei demokra-
tischen Staaten die Deeskalation und 
Beilegung eines Konflikts durch eine 
zwischenstaatliche Vereinbarung statt 
des Einsatzes militärischer Drohge-
bärden erwartet wird, kann die Begrün-
dung für diese Einschätzung unter-
schiedlich lauten: 
• Das demokratische Legitimationser-
fordernis für außenpolitische Ent-
scheidungen wird den Einsatz von 
Gewalt verhindern und die Konflikt-
parteien zu einer friedlichen Kon-
fliktbearbeitung nötigen (parlamenta-
rische Mitwirkung, öffentliche Mei-
nung etc.); 
• die institutionalisierte Zusammenar-
beit in vielen Politikfeldern im Rah-
men von internationalen Organisati-
onen und Regimen bietet viele Mög-
lichkeiten des Interessenausgleichs 
und der Konfliktbeilegung; außer-
dem soll der beiderseitige Nutzen in-
ternationaler Institutionen nicht 
durch Eskalation und Gewaltanwen-
dung in einem Politikfeld gefährdet 
werden, weshalb deeskaliert wird; 
• die für Demokratien konstitutive 
innergesellschaftliche Norm des ge-
waltfreien Konfliktaustrags wird auf 
die zwischenstaatliche Konfliktbear-
beitung übertragen, für die zugleich 
die entsprechenden völkerrechtlichen 
Normen wirksam sind, die den Ge-
walteinsatz verhindert. 
Diese drei Antwortmöglichkeiten orien-
tieren sich an den oben unterschiedenen 
Erklärungsfaktoren und bilden natürlich 
nur einen Ausschnitt dessen, was außen-
politische EntscheidungsträgerInnen 
zum Verzicht auf zwischenstaatliche 
Gewalt zwingen kann. Historische, 
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konfliktspezifische, personenspezifische 
oder andere Argumentationen können 
einen ähnlichen Stellenwert bei der 
Analyse der Denkmuster außenpoliti-
scher EntscheidungsträgerInnen einneh-
men, wenngleich sie sich kaum in eine 
allgemeine Theorie zwischenstaatlichen 
Konfliktaustrags integrieren ließen. Aber 
sie wären gerade für die friedenswissen-
schaftliche Theoriebildung, die immer 
auch auf eine bestimmte politische 
Praxis zielt, von großer Bedeutung, denn 
hier geht es neben der Identifikation 
grundlegender friedensrelevanter Zu-
sammenhänge immer auch um den 
historischen Wandel der Bedingungen 
des Friedens.29 
4.2 Das "Zivilisatorische 
Hexagon" 
In vielen friedenstheoretischen Entwick-
lungen, nicht nur beim "Demokratischen 
Frieden", zeigen sich gleichsam bei-
spielhaft die Rückwirkung der Realge-
schichte auf die wissenschaftliche Theo-
riebildung. Waren es in den davor lie-
genden Epochen immer wieder die 
Kriege, die verstärkte Anstrengungen in 
der Kriegsursachen-Forschung bewirkt 
haben (vgl. Meyers 1990: 59; Gantzel 
1997), so war es am Ende des Ost-West-
Konflikts gewissermaßen der ausgeblie-
bene Krieg, der dann logischerweise 
nicht nach der Analyse von Kriegs-, 
sondern von Friedens-Ursachen verlang-
                                                 
                                                29 Zur Veranschaulichung der forschungs-
praktischen Relevanz dieser theoretischen 
Überlegungen finden sich einige detaillierte 
theoretisch-methodische Anregungen und 
Forschungsstrategien zur Analyse der 
Denkmuster außenpolitischer Entschei-
dungsträgerInnen im Anhang zu diesem 
Arbeitspapier. 
te.30 Damit wurde eine klassische Frage-
stellung der Friedensforschung förmlich 
umgedreht und nunmehr versucht, vom 
Ausbleiben des Krieges her die Bedin-
gungen zu erkennen, unter denen die 
Bereitschaft wächst, trotz Konflikten auf 
die Anwendung von Gewalt zu verzich-
ten. Dies könnten dann – so der Gedan-
ke – die Ursachen bzw. Bedingungen des 
Friedens sein (vgl. auch Matthies 1995, 
1997 sowie Matthies et al. 1996).  
Trotz der Vielfältigkeit von Friedensbeg-
riffen, der Auseinandersetzungen um die 
Grenzziehung zwischen legitimer und 
illegitimer Gewalt und des kontinuierli-
chen Streits darüber, wer festlegt, was 
als Frieden gelten darf, lässt sich beo-
bachten, dass das Ausmaß an illegitimer 
Gewalt und der Grad des Friedens bzw. 
der sozialen Konstruktion realisierten 
Friedens sehr unterschiedlich sein kön-
nen, sei es im Vergleich verschiedener 
Gesellschaften, Staaten oder Regionen, 
sei es im Vergleich verschiedener Beo-
bachtungen derselben sozialen Bezie-
hungen. Dieser Befund – auf dem Hin-
tergrund jener Begriffe, die in genau 
dieser Friedens-Zone den öffentlichen 
Diskurs bestimmen – liefert den Aus-
gangspunkt, danach zu fragen, wie es 
kommt, dass Demokratien trotz ihrer 
hohen gesellschaftlichen Konflikthaftig-
keit ein so geringes Gewaltpotenzial 
aufweisen (vgl. Senghaas 1995c). 
Die mit dieser Fragestellung nahegelegte 
induktive Herangehensweise zur Ent-
 
30 Zugleich entstand durch den Wegfall des 
Ost-West-Konflikts ein erheblicher Bedarf, 
neu über die Bedingungen des Friedens 
nachzudenken und in neue friedenspoliti-
sche Entwürfe umzusetzen (vgl. etwa 
Senghaas 1990, 1992, 1994; Jopp 1992). 
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wicklung einer Friedenstheorie moderner 
Gesellschaften benutzte Dieter Senghaas 
zur Komposition eines "Zivilisatorischen 
Hexagons". Es geht ihm dabei um die 
Identifikation jener Faktoren, die dazu 
beitragen, dass die westlichen Demokra-
tien auch in ihrem Inneren ein ver-
gleichsweise geringes Niveau gewaltsam 
ausgetragener Konflikte haben. Dass 
beispielsweise in unserem Land die 
Gewaltanwendung beim Umgang mit 
Konflikten eher die Ausnahme als die 
Regel ist, ist eine tagtägliche Erfahrung 
unseres gesellschaftlichen Zusammenle-
bens, und wir können uns gewisserma-
ßen selbst befragen, warum wir trotz 
permanenter Konflikte auf den Einsatz 
von Gewalt in den allermeisten Fällen 
verzichten und warum wir im Falle von 
erlittener Gewalt oder anderen Unrechts 
nicht mit Vergeltungsmaßnahmen rea-
gieren, ja solches wahrscheinlich – im 
Gegensatz zum nun amtierenden Bun-
desverteidigungsminister (vgl. oben Fn. 
2) – nicht einmal in Erwägung ziehen. 
Anhand dieser Frage, die es jeder und 
jedem Einzelnen ermöglicht, sich selbst 
auf die eigene Friedensfähigkeit hin zu 
prüfen, möchte ich das sogenannte "Zivi-
lisatorische Hexagon" vorstellen, das 
von sechs konstitutiven Elementen des 
Friedens in modernen Gesellschaften 
ausgeht. 
Anknüpfend an die oben gemachten 
Anmerkungen zum Gewalt-Begriff 
können wir davon ausgehen, dass das 
soziale Zusammenleben immer dann 
besonders durch Gewalt gefährdet ist, 
wenn Einzelne oder Gruppen den Ein-
druck gewinnen, unter Gewalt zu leiden 
und ihnen Gewaltmittel zur Verfügung 
stehen. Daraus entsteht die Legitimation 
zur eigenen Gewaltanwendung, weil 
diese dann als Gegen-Gewalt, also als 
Mittel zur Herstellung des Friedens 
angesehen werden kann. Warum sind 
wir jedoch in aller Regel bereit, auf 
erlittenes Unrecht, Gewalt und Bedro-
hung unserer Lebenschancen – sei es 
durch beabsichtigte Handlungen anderer 
wie etwa bei einem Raubüberfall, sei es 
unbeabsichtigt wie beispielsweise bei 
einem Verkehrsunfall, sei es durch 
staatliche Gewaltapparate wie Polizei 
oder Militär oder sei es etwa durch 
Umweltverschmutzung oder ähnliche 
negative Einwirkungen auf Lebenschan-
cen, hinter denen sich nur schwerlich 
intentional handelnde Akteure erkennen 
lassen – nicht mit Gegen-Gewalt zu 
reagieren? 
Die Antwort liegt nicht unmittelbar auf 
der Hand, weil wir in starkem Maße die 
gewaltverhindernden Strukturen unserer 
gesellschaftlichen Ordnung schon inter-
nalisiert haben und ihnen daher eher 
intuitiv als bewusst folgen. Doch gerade 
im Vergleich mit Gesellschaften, die von 
Gewalt beherrscht werden, drängt sich 
eine erste Antwort auf: Weil in einem 
Rechtsstaat die Aufgabe, unter anderem 
auch mit Zwangsmaßnahmen für Ge-
rechtigkeit zu sorgen, an bestimmte 
staatliche Organe delegiert ist. Aufgrund 
dieses Prinzips sind wir auch bereit, auf 
die eigene Verfügung über Gewaltmittel 
weitgehend zu verzichten und dem Staat 
ein Gewaltmonopol zuzugestehen. Da-
mit sind zwei zentrale Elemente einer 
modernen gesellschaftlichen Friedens-
ordnung benannt: Rechtsstaatlichkeit 
und Gewaltmonopol. 
Würden die rechtsstaatlichen Regeln zur 
Herstellung und Durchsetzung von 
 25
Gerechtigkeit allerdings ihrerseits grobe 
Ungerechtigkeiten beinhalten, wäre es 
wieder höchst zweifelhaft, ob die da-
durch Benachteiligten auf das damit 
erlittene Unrecht nicht doch mit Gegen-
Gewalt reagieren würden. Um diese 
Gefahr zu reduzieren, scheint in beson-
derer Weise eine demokratische Herr-
schaftsform mit Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit geeignet zu sein, 
denn damit wird sowohl der öffentliche, 
gesellschaftliche Streit über die Gerech-
tigkeits-Norm und ihre legislative Um-
setzungen als auch ein Konfliktrege-
lungsverfahren zum Umgang mit unter-
schiedlichen Interessen institutionali-
siert, und die gesamte Gesellschaft an 
der Formulierung der Gerechtigkeits-
Regeln und der Veränderung des Rechts 
beteiligt. Demokratische Partizipation 
kann somit als ein drittes Element einer 
friedlichen Ordnung gelten. 
Mit diesen drei Elementen ist aber weder 
gesichert, dass alle Gesellschaftsmitglie-
der wirklich die Möglichkeit bzw. das 
Gefühl demokratischer Partizipation 
haben, noch ist ausgeschlossen, dass eine 
rechtsstaatlich-demokratische Ordnung 
Lebenschancen so ungleich verteilt, dass 
diese Ordnung von Teilen der Gesell-
schaft als ungerecht oder sogar als ge-
walttätig ("strukturelle Gewalt", vgl. 
Galtung 1969) erlebt und folglich mit 
Gewalt bekämpft werden könnte. Dieser 
Gefahr lässt sich mit Bemühungen um 
soziale Gerechtigkeit entgegenwirken. 
Abbildung 1: Das Zivilisatorische Hexagon 
Gewaltmonopol
Konfliktkultur 
Rechtsstaat- 
lichkeit 
Demo- 
kratische 
Partizipation 
Interdepen-
denzen und
Affekt- 
kontrolle
Soziale 
Gerech-
tigkeit 
(Senghaas 1994: 26) 
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Für das friedliche Zusammenleben muss 
die formale Gerechtigkeit im Recht 
durch spürbare Maßnahmen, die insbe-
sondere auf materielle Gerechtigkeit 
zielen, ergänzt werden. 
Doch auch mit diesen nunmehr vier 
Elementen ist nach Senghaas (1995b) ein 
dauerhafter Frieden innerhalb staatlich 
verfasster Gesellschaften noch nicht 
gesichert – und auch für ein Hexagon 
sind ja noch zwei weitere Elemente 
nötig: Damit die Austauschprozesse und 
Konflikte in einer Gesellschaft produktiv 
ablaufen können, ist dem Zivilisatori-
schen Hexagon zufolge Erwartungsver-
lässlichkeit in den sozialen Interaktions-
prozessen erforderlich. Diese entsteht 
aus den vielfältigen Interdependenzen 
und institutionalisierten Konfliktrege-
lungen, in welche die Mitglieder moder-
ner Gesellschaften eingebunden sind, 
und impliziert eine Kontrolle von Affek-
ten. Daraus resultiert eine konstruktive 
politische Konfliktkultur, in der Toleranz 
und Kompromissfähigkeit zu den selbst-
verständlichen Orientierungen politi-
schen Handelns gehören und die sich als 
emotionale Verankerung der gesamten 
Friedensordnung bei jedem einzelnen 
Gesellschaftsmitglied verstehen lässt. 
Bilden diese sechs Elemente jene gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen ab, in 
denen nicht nur wir bereit sind, auf die 
Anwendung von (Gegen-) Gewalt zu 
verzichten, sondern die auch ein breites 
gesellschaftliches Vertrauen hervorbrin-
gen, auf dessen Grundlage wir auch bei 
unseren KonfliktkontrahentInnen trotz 
ständig wechselnder Konfliktsituationen 
vom Verzicht auf die Anwendung von 
Gewalt ausgehen können? Dafür ist 
natürlich bei allen sechs Faktoren ein 
bestimmtes Maß bzw. ein Mindestmaß 
an Gewaltmonopolisierung, Rechtsstaat-
lichkeit, Demokratie, sozialer Gerechtig-
keit, Affektkontrolle und konstruktiver 
Konfliktkultur erforderlich, über welches 
sich bisher keine genauen Angaben 
machen lassen. Ebenso ist ungewiss, ob 
sich das Defizit im einen durch ein Mehr 
in einem anderen Faktor ausgleichen 
ließe, in welchen unmittelbaren Abhän-
gigkeitsbeziehungen einzelne Faktoren 
zueinander stehen, und ob sie sich mög-
licherweise partiell gegenseitig hervor-
bringen oder gar konstituieren. Hypothe-
sen und Einzelbefunde zu diesen Fragen 
sind zweifellos vorhanden (vgl. Calließ 
1997), aber noch unzureichend systema-
tisch untersucht, so dass sich in diesem 
Feld zahlreiche Anhaltspunkte für weite-
re theorieorientierte Friedensforschung 
eröffnen. Lässt sich etwa ein Zusam-
menhang zwischen dem Wandel be-
stimmter hexagonaler Faktoren und der 
Zunahme von Gewalt in Gesellschaften 
beobachten, die zivilisatorisch regredie-
ren? Welchen Einfluss nimmt die Zu-
nahme staatlicher "Gewalt" auf die 
hexagonale Stabilität und zivilisatorische 
Entwicklung (vgl. dazu Weller 2003a)? 
Und noch weit weniger wissen wir 
bisher, wie eine "nachholende Zivilisie-
rung" aussehen, initiiert und unterstützt 
werden könnte. Damit aus sechs Punkten 
ein Hexagon werden kann, müssen die 
Verbindungslinien zwischen den ge-
nannten Faktoren gezogen werden, was 
in der graphischen Darstellung (siehe 
Abb. 1) die wechselseitigen Interdepen-
denzen veranschaulichen soll. Damit 
sind uns jedoch bisher weder Hinweise 
gegeben, an welchen Ecken des Zivilisa-
torischen Hexagons primär anzusetzen 
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wäre, wenn eine friedlose Gesellschaft 
sich "zivilisieren" möchte, noch An-
haltspunkte sichtbar, ob der Verzicht auf 
(Gegen-) Gewalt nur dann zu erwarten 
ist, wenn alle Ecken des Hexagons in 
einer staatlichen Ordnungsstruktur, also 
auf derselben Ebene sozialer Ordnungs-
bildung, angesiedelt sind. Gerade im 
Hinblick auf die Zivilisierung weltge-
sellschaftlicher Beziehungen wäre es 
von großem Interesse, ob beispielsweise 
das einzelstaatliche Gewaltmonopol in 
Verbindung mit globalen Elementen von 
Rechtsstaatlichkeit, vornehmlich regio-
nal ermöglichter demokratischer Partizi-
pation und nur rudimentären Bemühun-
gen um soziale Gerechtigkeit, im welt-
gesellschaftlichen Maßstab schon zum 
Verzicht auf inter- und transnationale 
Gewalt und zu einer konstruktiven poli-
tischen Konfliktkultur zwischen Staaten 
führen könnte – um hier nur ein poten-
zielles Modell eines nichts-staatlichen 
Hexagons zu skizzieren. 
4.3 Der weltgesellschaftliche 
Frieden 
Da die weltgesellschaftlichen Entwick-
lungen (vgl. Senghaas-Knobloch 1992; 
Forschungsgruppe Weltgesellschaft 
1996) jedoch auch von einer bescheide-
nen Verwirklichung hexagonaler Zivili-
sierung noch ein erhebliches Stück 
entfernt zu sein scheinen, stößt im Hin-
blick auf die globale Zivilisierung die 
oben erläuterte induktive Herangehens-
weise schnell an ihre Grenzen. Daraus 
resultiert jedoch nicht die Irrelevanz der 
genannten sechs Faktoren für eine welt-
gesellschaftliche Ordnung, sondern 
allenfalls eine gewisse Vorsicht bei der 
Übertragung der Theorie auf ein ihrem 
Entstehungszusammenhang nur partiell 
vergleichbares Feld sozialer Zusammen-
hänge (vgl. auch Senghaas 2000; Zürn 
2000). Angesichts weltpolitischer Ent-
wicklungen, in denen ganz offensichtlich 
stärker auf militärische als auf "zivilisa-
torische" Mittel zur Herstellung von 
"Frieden" vertraut wird, ist jedoch die 
Friedensforschung in besonderer Weise 
herausgefordert, auf Alternativen zum 
Krieg hinzuweisen. Eine "Zivilmacht 
Europa" schreit geradezu nach der ent-
sprechenden friedenstheoretischen Fun-
dierung. 
Zudem sind gerade jene Gesellschaften 
und Staaten, die ganz offensichtlich 
einen anderen als den mit hegemonialer 
Militärmacht zu erreichenden "Frieden" 
anstreben, gefragt, auf welchem Wege 
sich ein solcher angesichts der immer-
währenden Gefahr, dass Menschen, 
Gruppen, Gesellschaften, Völker, Staa-
ten aufgrund des Erlebens von Unrecht, 
Gewalt und der Bedrohung ihrer Le-
benschancen zur (Gegen-) Gewalt-
Anwendung neigen, erreichen ließe. Von 
einer Friedenstheorie lassen sich zu 
dieser Problemstellung zumindest Anre-
gungen erwarten, die ich bezogen auf 
zwei Aspekte der internationalen Politik 
abschließend hier in Frageform noch 
andeuten möchte: 
Wenn für den innerstaatlichen Gewalt-
verzicht die Rechtsstaatlichkeit der 
gesellschaftlichen Ordnung und die 
damit einhergehende Möglichkeit einer 
gerichtlichen Prüfung der Legalität von 
staatlichen Zwangsmaßnahmen von so 
entscheidender Bedeutung ist – warum 
wird dann noch nicht einmal die Mög-
lichkeit einer völkerrechtlichen Überprü-
fung von Gewalt-Entscheidungen des 
UN-Sicherheitsrates in Erwägung gezo-
 28
gen (vgl. Zürn/Zangl 1999) – geschwei-
ge denn die Verpflichtung hierzu ver-
langt, und auch die vorhandenen Instru-
mente völkerrechtlicher Prüfung (vgl. 
Heintze 2003) nicht genutzt?31 Wenn 
offenbar für den innerstaatlichen Ge-
waltverzicht die Vermeidung von Unge-
rechtigkeit bei der Formulierung und 
Anwendung von Gesetzen eine zentrale 
Rolle spielt – warum wird dieser Legiti-
mations-Aspekt bei Entscheidungen des 
UN-Sicherheitsrates ohne weiteres igno-
riert, und dort teilweise ein öffentlicher 
Kuhhandel zwischen Veto-Staaten be-
trieben, etwa im Sinne: Lässt Du mich 
meine, lass' ich Dich Deine Kriege 
führen, und mit entsprechenden Resolu-
tionen werden wir uns das Ganze jetzt 
legalisieren. Oder anders gefragt: Wa-
rum spielt die globale Legitimität kollek-
tiver Zwangsmaßnahmen eine so unter-
geordnete Rolle bei der Beurteilung von 
Resolutionen des UN-Sicherheitsrates? 
Aus der Übertragung der konstitutiven 
Elemente innerstaatlichen Friedens auf 
die Zusammenhänge der internationalen 
Politik lassen sich solche und ähnliche 
Fragen ableiten, die möglicherweise 
auch jenen Fatalismus bremsen können, 
welcher sich seit der unverblümten 
Demonstration unipolarer Machtvertei-
lung hier und da eingestellt und zur 
besorgten Suche nach Alternativen zu 
einer kritiklosen USA-Gefolgschaft 
geführt hat (vgl. Hamm et al. 2002). Auf 
                                                 
31 "Das Grundproblem des Systems kollekti-
ver Sicherheit, wie es heute völkerrechtlich 
in der UNO-Charta existiert, besteht also 
darin, dass es als eine Machtfigur, die nach 
Opportunitätsgesichtspunkten in alle mög-
lichen Richtungen manipuliert wird, ge-
handhabt wird, und nicht als eine verbindli-
che Rechtsfigur" (Senghaas 2000: 94). 
diesem Wege lassen sich nicht nur poli-
tische Handlungsalternativen entwerfen, 
sondern auch der friedenstheoretischen 
Diskussion neue Impulse verleihen. Aus 
der Übertragung der Motive für inner-
staatlichen Gewaltverzicht auf die zwi-
schenstaatlich-weltgesellschaftliche 
Ebene lassen sich Elemente für Global 
Governance in der Friedens- und Sicher-
heitspolitik gewinnen (vgl. dazu Brock 
2001; Nuscheler/Weller 2002). Dies 
verdeutlicht das Potenzial, welches in 
der friedenstheoretischen Arbeit steckt, 
nicht nur in friedenswissenschaftlicher, 
sondern auch in praktisch-friedenspoli-
tischer Hinsicht. Es mangelt nicht an 
friedenswissenschaftlichen Fragestellun-
gen, deren theorieorientierte Bearbeitung 
zu friedenspolitisch relevanten Resulta-
ten führt, und die angesichts der aktuel-
len Friedensbedrohungen eher heute als 
morgen aufgegriffen werden sollten. 
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5. Erkenntnistheoretische 
Aspekte von Friedenstheorien 
Erkenntnistheoretische Überlegungen 
und Diskussionen dienen dazu, darüber 
nachzudenken, auf welchem Wege wir 
das erkennen, was wir erkennen, und 
welchen Einfluss dieser Erkenntnisweg 
möglicherweise darauf nimmt, was wir 
erkannt haben bzw. in Zukunft erkennen 
können und wollen. Dass verschiedene 
Menschen die Welt unterschiedlich 
wahrnehmen, gehört gewissermaßen zu 
den friedenstheoretischen Grundeinsich-
ten, denn in der Differenz von Welt-
Sichten liegt nicht selten eine wesentli-
che Ursache von Konflikten und damit 
auch die Gefahr von Gewaltanwen-
dung.32 Ich hatte oben bei den begriffli-
chen Aspekten schon darauf hingewie-
sen, dass besonders die Differenzen 
darüber, was als legitime Gewalt aner-
kannt wird, als Kern politischer Konflik-
te gelten kann. Was beispielweise vom 
einen als Gewalt erkannt oder erlebt 
wird, ist für jemand anderen die Siche-
rung von Frieden, Freiheit oder 
Wohlstand. 
Nun hat sich die Friedensforschung in 
vielfacher Weise mit dieser Konfliktur-
sache, der Differenz von Weltsichten, 
beschäftigt und dabei verschiedenste 
Einflüsse identifiziert, die dazu führen, 
dass Kollektive – zumindest mehrheit-
lich – zu gegensätzlichen Weltsichten 
kommen können und in den Konflikten 
darüber auch zur Gewaltanwendung 
neigen: Nationalismus, Rassismus, Vor-
                                                 
                                                32 Dies zeigt sich in besonderem Maße bei 
differierenden Weltsichten, die aufgrund 
kultureller Unterschiede entstehen. Hier 
knüpfen Konzepte interkultureller Frie-
denspraxis an. 
urteile, Feindbilder, Propaganda, mas-
senmediale Indoktrination, kulturelle 
Deutungsmuster, politische Meinungs-
Manipulation, Wahrnehmungsverzerrun-
gen, kognitive Konsistenzsuche, selekti-
ve Wahrnehmung usw.33 All diese Hypo-
thesen über das Zustandekommen ver-
schiedener Weltsichten, die sich in den 
meisten Fällen auf die Theorieentwick-
lung in der Soziologie, Psychologie, 
Ethnologie oder Kommunikationsfor-
schung stützen, können plausibel ver-
deutlichen, auf welchen Wegen Kon-
fliktparteien zu ihren differierenden 
Weltsichten gelangen und damit das 
Potenzial zum Ausbruch von Gewalt 
erhöhen. 
Friedensstrategien zielen dann in aller 
Regel nicht darauf, einzelnen Konflikt-
parteien die Richtigkeit ihrer Weltsicht 
zu bestreiten, sondern darauf, sie zu 
einem empathischen Umgang mit der 
Weltsichten-Differenz zu motivieren und 
anzuleiten. Das heißt: Sie sollen verste-
hen, aus welchen Gründen die Gegensei-
te die Welt anders sieht, also auf wel-
chem Wege diese zu ihrer von der eige-
nen unterschiedlichen Weltsicht gelangt 
ist. Damit soll die Basis geschaffen 
werden, zu erkennen, dass auch der 
eigenen Weltsicht ein ganz bestimmter 
Erkenntnisweg zugrunde liegt, der, wäre 
er anders, auch zu einer anderen Welt-
sicht führen würde. Und aus den dabei 
gewonnenen Einsichten lässt sich dann 
durchaus ein Friedensprozess begründen, 
 
33 Vgl. dazu die einschlägigen Handbucharti-
kel in den Abschnitten 2 und 3 bei Heit-
meyer/Hagan (2002: 287-895). 
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der die Gefahren gewaltsamen Konflikt-
austrags reduziert.34 
5.1 Reflexive Perspektiven 
Mit dieser Friedens- und Erkenntnisstra-
tegie, angewandt auf die eigene wissen-
schaftliche Weltsicht über Konfliktursa-
chen und den Erkenntnisweg, der dieser 
Weltsicht zugrunde liegt, tun sich die 
meisten Friedensforscher und auch 
Friedensforscherinnen schwer.35 Dies 
hieße nämlich, die eigene Arbeit er-
kenntnistheoretisch zu reflektieren und 
damit die Möglichkeit in Erwägung zu 
ziehen, dass die eigene friedenwissen-
schaftliche Überzeugung vornehmlich 
deshalb von den Einschätzungen anderer 
Menschen differiert, weil auch den 
eigenen Erkenntnissen die ganze Palette 
von Wahrnehmungsmustern zugrunde 
liegt, die in Konfliktsituationen als 
Friedenshindernis betrachtet werden.36 
Wenn beispielsweise die Herausgeber 
                                                 
                                                
34 Eine solche Friedensstrategie setzt das 
Interesse der Konfliktparteien bzw. wichti-
ger Akteure oder RepräsentantInnen der 
Parteien an Interaktion und Kommunikation 
voraus und kann in Situationen nur be-
grenzt wahrgenommenen Konfliktpotenzi-
als – und damit zusammenhängendem feh-
lendem Interesse an konstruktiver Konflikt-
bearbeitung – auch zur Intensivierung des 
Konflikt beitragen. Diesen Hinweis ver-
danke ich Michael Bommes, Institut für 
Migrationsstudien und interkulturelle Stu-
dien der Universität Osnabrück. 
35 Mit dieser Neigung sind sie jedoch im 
Kontext aller Wissenschaften mit Sicherheit 
nicht allein. 
36 "Um eine [...] seitenverkehrte Wiederho-
lung der herrschenden Konfliktstrukturen 
zu vermeiden, käme es darauf an, eine rea-
listische Sicht von der persönlichen emoti-
onalen Verstrickung in einen Konflikt zu 
gewinnen, d. h. auch von der lebensweltlich 
begründeten Bevorzugung eines bestimm-
ten Friedensparameters" (Senghaas-
Knobloch 1992: 60). 
des Friedensgutachtens in ihrer "Stel-
lungnahme zur gegenwärtigen Situation" 
den folgenden Sachverhalt beschreiben: 
"Es zeichnet sich ein Politikwechsel ab: 
Militärische Gewalt soll enttabuisiert 
und in das Arsenal gewöhnlicher außen-
politischer Instrumente zurückgeholt 
werden" (Schoch et al. 2002: 3), so setzt 
dies eine ganz bestimmte Wahrneh-
mungsweise voraus, die sich folgender-
maßen beschreiben ließe: 
• Es wird zwischen Kontinuität und 
Wandel unterschieden. 
• Außenpolitische Instrumente werden 
danach unterschieden, ob sie militä-
risch oder nicht-militärisch sind. 
• Im außenpolitischen Arsenal befin-
den sich tabuisierte und nicht-
tabuisierte Instrumente. 
Diese Unterscheidungen vorzunehmen 
ist nicht falsch, aber es ist zugleich auch 
nicht zwingend. Würde der hier beo-
bachtete Sachverhalt mit einer anderen 
Wahrnehmungsweise, also anhand ande-
rer Unterscheidungen und Aufmerksam-
keiten wahrgenommen, könnte ein ande-
rer Satz formuliert werden, der ebenso 
eine richtige Beschreibung des Beobach-
teten wäre, aber durch andere Begriffe 
und eine andere Akzentsetzung eine 
andere Weltsicht vermittelte.37 Die er-
kenntnistheoretische Reflexion der 
wissenschaftlichen Arbeit zielt dann u. a. 
darauf zu überprüfen, wie sich die ver-
wendeten Unterscheidungen nachvoll-
 
37 Dieser Satz könnte z. B. lauten: Schon jetzt 
zeichnen sich die Muster internationaler 
Politik des 21. Jahrhunderts ab: Außenpoli-
tische Ziele können mit mehr Nachdruck 
denn je verfolgt werden, weil im Arsenal 
außenpolitischer Instrumente die dafür er-
forderlichen Mittel bereitstehen. 
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ziehbar begründen lassen, und ob der 
Weg zur formulierten Erkenntnis auch 
von anderen – mit anderer Weltsicht – 
beschritten werden kann. Sie verfolgt 
zugleich das Interesse, sich der eigenen 
Vorannahmen, Beobachtungsweisen und 
damit verbundener Unterscheidungen 
bewusst zu werden, und deren Zusam-
menhang mit der gesellschaftlichen Kon-
struktion der Wirklichkeit (Berger/Luck-
mann 1980) zu reflektieren. Und sie 
ermöglicht zum Dritten, durch die ge-
zielte Wahl anderer Unterscheidungen, 
alternative Beschreibungen der Wirk-
lichkeit zu entwerfen, die möglicherwei-
se neue, bisher unentdeckte Handlungs-
möglichkeiten eröffnen. Gerade die 
Friedensforschung mit ihrem Anspruch, 
auf die – gesellschaftlich konstruierte – 
politische Wirklichkeit Einfluss nehmen 
zu wollen, verschließt zu gerne die 
Augen vor dem Einfluss, den die gesell-
schaftlichen Konstruktionen der Wirk-
lichkeit auf ihre wissenschaftlichen Be-
trachtungen nehmen,38 und verschenkt 
damit einen erheblichen Teil des Poten-
zials, welches die Theoriearbeit inner-
halb dieses dritten Aufgabenfelds hin-
sichtlich friedenspolitischer Einflüsse 
eröffnet (vgl. dazu Weller 2002c). 
5.2 Erkenntnistheoretische 
Kritik der Feindbild-
Forschung 
In den vergangenen Jahren hat jedoch 
die Aufmerksamkeit für die erkenntnis-
theoretischen Aspekte friedenstheoreti-
scher Arbeiten merklich zugenommen. 
Dabei wurden diese Aspekte vornehm-
                                                 
                                                
38 Siehe dazu oben die Kritik des friedenswis-
senschaftlichen Gewaltbegriffs sowie dazu 
auch Weller (2003a). 
lich als erkenntnistheoretische Kritik 
friedenswissenschaftlicher Arbeiten dis-
kutiert und nur ansatzweise hier und da 
in neue friedenstheoretische Entwürfe 
oder friedenspolitische Wirklichkeits-
konstruktionen umgesetzt. Als anschau-
liches Beispiel für diese Kritik lässt sich 
auf die Diskussion um die Feindbild-
Forschung verweisen – aus meiner Sicht 
ein Paradebeispiel dafür, wie die man-
gelhafte erkenntnistheoretische Reflexi-
on einen ganzen Forschungsstrang in die 
Bedeutungslosigkeit befördern kann.39 
Außerdem kann die Feindbild-Forschung 
als typisches Beispiel deutschsprachiger 
Friedens- und Konfliktforschung gelten, 
denn schon der Begriff "Feindbild" ist 
eine deutsche Erfindung: Er wurde von 
Dieter Senghaas zum ersten Mal ver-
wendet, und die Kritische Friedensfor-
schung hat den Begriff dann Anfang der 
1970er Jahre in die öffentliche Debatte 
gebracht und inhaltlich geprägt.40 
Schon diese anfängliche Begriffsprägung 
durch die Kritische Friedensforschung 
zielte stärker auf die praxeologische – 
und damit politische – Verwendung des 
Wortes als auf ein wissenschaftliches 
 
39 Ein anderes Beispiel wäre die feministische 
Friedensforschung, wenn sie die soziale 
Konstruiertheit von Geschlechterrollen  
übersieht. Für eine ausgezeichnete Darle-
gung dieser Kritik sowie die Erläuterung 
konstruktivistischer Theorieansätze, insbe-
sondere für das Verhältnis von Militär und 
Geschlecht, vgl. Seifert (1999, 2003) sowie 
Eifler/Seifert (1999). 
40 Vgl. Weller (2001: 4-14). Die Dissertation 
von Dieter Senghaas ("Abschreckung und 
Frieden"), in welcher das Wort "Feindbild" 
zum ersten Mal Verwendung fand, erschien 
1969. Band 1 der Friedensanalysen mit dem 
Schwerpunkt "Feindbilder" erschien 1975. 
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Konzept.41 Die mit der Bezeichnung 
"Feindbild" vorgenommene Unterschei-
dung war die zwischen der richtigen und 
einer falschen Weltsicht. Indem einem 
Feindbild qua Begriffsdefinition Fehl-
wahrnehmungen zugrunde lagen, war 
klar, dass ein Feindbild immer nur "die 
anderen" haben konnten. Feindbilder zu 
erkennen setzte folglich die richtige 
Sicht der Dinge voraus, oder, um es 
wissenschaftssoziologisch zugespitzt zu 
formulieren: Mit der Identifikation von 
Feindbildern versicherte sich die Kriti-
sche Friedensforschung der Richtigkeit 
ihrer Weltsicht. Es muss dann nicht 
weiter überraschen, dass Mitte der 
1970er Jahre in der Bundesrepublik 
Deutschland keine wissenschaftliche, 
sondern eine politische Debatte um die 
Existenz von Feindbildern ausgetragen 
wurde, die der damalige Bundesverteidi-
gungsminister in Gang gesetzt hatte (vgl. 
Weller 2001: 14-17). 
Nun ist gegen den politischen Streit um 
die richtige Friedenspolitik nichts ein-
zuwenden, aber Feindbilder wissen-
schaftlich zu untersuchen, vor allem ihre 
Funktionen, ihre Entstehung und ihre 
Stabilität, war über einige Jahre ein 
bedeutender Teil der deutschsprachigen 
Friedensforschung (vgl. HSFK 1975, 
1976: 154-196; Sommer et al. 1987). Ein 
Ergebnis davon sind die über 150 Publi-
kationen, die sich mit Feindbildern 
beschäftigen.42 Und diese Forschung 
                                                 
41 Zur Konzeptualisierung von Feindbildern 
innerhalb einer Analyse von Drohpolitik in 
den internationalen Beziehungen vgl. 
Senghaas (1972b: 28-93). 
42 Für eine Bestandsaufnahme der Feindbild-
Forschung vgl. Weller (2001); für den theo-
retischen Ertrag dieser Forschung vgl. Wel-
ler (2000: 79-101). 
hielt – mit wenigen Ausnahmen – an der 
oben erwähnten, eher politisch motivier-
ten Begriffsbestimmung fest, konnte 
aber keine intersubjektiv nachvollziehba-
ren Angaben darüber machen, wie sich 
die richtige von der Fehlwahrnehmung 
unterscheiden ließe (vgl. Frei 1986). Die 
Feindbild-Forschung konnte ganze Lis-
ten von Wahrnehmungsmustern, Moti-
ven und Funktionen anführen, warum 
Menschen dazu neigen, Feindbilder 
auszubilden und an ihnen festzuhalten 
(vgl. Weller 2000: 87-93). Aber kaum 
jemand in der Feindbild-Forschung hat 
sich jemals die Mühe gemacht darüber 
nachzudenken, warum eigentlich die 
Feindbild-Forscherinnen und -Forscher 
selbst diesen Funktionalitäten und 
Wahrnehmungsmustern offensichtlich 
nicht unterliegen, denn wie sonst könn-
ten sie gewissermaßen feindbild-frei 
(gewesen) sein. 
Genau an dieser Stelle setzt die erkennt-
nistheoretische Kritik an diesem hier 
beispielhaft vorgestellten Teil der deut-
schen Friedensforschung an. Hätte die 
Feindbild-Forschung versucht, sich ihrer 
erkenntnistheoretischen Grundlage zu 
versichern, hätte sie wohl gemerkt, dass 
das Feindbild-Phänomen nicht wissen-
schaftlich zu erfassen ist, wenn es 
zwangsläufig mit Fehlwahrnehmungen 
verknüpft wird. Jede Wahrnehmung und 
Erkenntnis setzt ein Wahrnehmungsmus-
ter voraus, und die Funktionalität von 
Einstellungen kommt gerade dadurch 
zustande, dass sie subjektiv als richtig 
empfunden werden. Aus ihrem Funktio-
nalismus bezüglich der Fehlwahrneh-
mungen hatte die Feindbild-Forschung 
die Hypothese abgeleitet, dass bei-
spielsweise auf die negativen Einstellun-
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gen gegenüber der Sowjetunion eigent-
lich niemals verzichtet werden könnte – 
und zwar völlig unabhängig von dort 
möglicherweise stattfindenden realen 
Entwicklungen, die aufgrund des Feind-
bildes nämlich gar nicht wahrgenommen 
werden könnten (vgl. z. B. Lißmann et 
al. 1975: 61).  
Nun hat der Feindbild-Zerfall gegenüber 
der Sowjetunion am Ende der 1980er 
Jahre diese Hypothese ziemlich deutlich 
widerlegt; die Realität hat sich gewis-
sermaßen theoriewidrig verhalten. Eine 
Feindbild-Forschung, die sich nicht auf 
Fehlwahrnehmungen, sondern auf die, 
politischen Einstellungen zugrundelie-
genden Wahrnehmungsprozesse, kon-
zentrierte, hätte diesen Einstellungswan-
del gegenüber der Sowjetunion spätes-
tens nach der öffentlichen Reaktion auf 
H. Kohls Gorbatschow-Goebbels-Ver-
gleich im November 1986 mit einiger 
Wahrscheinlichkeit prognostizieren kön-
nen. Und damit wäre ein konstruktiver 
Beitrag zur damaligen politischen Aus-
einandersetzung um die sogenannte 
"Gorbimania" und ein innovativer frie-
denspolitischer Beitrag dieser Forschung 
zur gesellschaftlichen Auseinanderset-
zung um die Sicherheitspolitik in Europa 
möglich gewesen. So aber bleibt von den 
vielfachen Forschungsanstrengungen 
zum Feindbild-Phänomen nicht viel 
mehr als ein in der Öffentlichkeit und 
Publizistik gerne verwendeter Begriff, 
mit dem sich kaum auf ein friedensrele-
vantes beziehungsweise konfliktver-
schärfendes Phänomen aufmerksam 
machen lässt, sondern der primär dafür 
verwendet wird, den politischen Gegner 
als Fehlwahrnehmer zu diffamieren, und 
die eigene Weltsicht als die einzig rich-
tige herauszustellen. 
6. Schluss 
Die Friedensforschung ist wie alle Sozi-
alwissenschaften den Beschränkungen 
menschlichen Erkennens unterworfen, 
und weil diese Beschränkungen auch 
konfliktverschärfende Wirkungen entfal-
ten können, gehören sie zugleich zu den 
friedenswissenschaftlichen Forschungs-
gegenständen. Dieser besondere Stel-
lenwert der Möglichkeiten und Grenzen 
des Erkennens legt nahe, gerade frie-
denswissenschaftliche Erkenntnisse und 
das "Wissen" der Friedensforschung 
erkenntnistheoretisch zu reflektieren. So 
wie das Wissen um die Einseitigkeit 
jeder Erkenntnis die Möglichkeit eröff-
net, in einer friedenstheoretischen Per-
spektive verschiedene Weltsichten ne-
beneinander zu betrachten, und danach 
zu fragen, auf welchem Wege sie ent-
standen sind, und ob sie nicht gegensei-
tig vermittelbar sein könnten, weist die 
erkenntnistheoretische Reflexion auf die 
Einseitigkeit und Selektivität jeder frie-
denswissenschaftlichen Erkenntnis hin. 
Das aber ermöglicht nicht nur die selbst-
kritische Infragestellung eigener Beo-
bachtungs- und Theoriepräferenzen, son-
dern auch einen veränderten Umgang 
mit friedenstheoretischen Begriffen und 
Ansätzen. 
Eine solche reflexive Perspektive wird 
vielfach in den oben erwähnten kon-
struktivistischen Ansätzen und Herange-
hensweisen eingenommen, wenn nicht 
nur die Konstruiertheit von legitimer 
Gewalt oder wechselseitiger Neigung zu 
Gewaltverzicht in interdemokratischen 
Konflikten, sondern auch die eigenen 
friedenstheoretischen Begriffe und An-
sätze als Konstruktion, etwa einer be-
stimmten disziplinären Betrachtungswei-
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se, verstanden werden. Daraus ergeben 
sich verbesserte Chancen, sowohl für 
den interdisziplinären wissenschaftlichen 
Austausch wie auch für den Einfluss auf 
politische Entscheidungen, denn die 
Betrachtungsweise, Begrifflichkeit und 
Wissensorientierung der politischen 
Praktikerinnen und Praktiker unterschei-
det sich von jener der Wissenschaft in 
beträchtlichem Maße. Die entsprechend 
erforderlichen Übersetzungs- und Ver-
mittlungsleistungen werden erleichtert, 
wenn statt monodirektiver Wissensver-
mittlung der reflexive Dialog über die 
Gründe der Differenzen und Gemein-
samkeiten des Weltwissens und der 
Friedensstrategien ermöglicht wird 
(siehe dazu auch den Anhang dieses 
Arbeitspapiers). 
Friedenspolitische Positionen ergeben 
sich nicht unmittelbar aus den Resultaten 
friedenstheoretischer Arbeit, aber letzte-
re kann dazu beitragen, der politischen 
Debatte über Frieden, Krieg und Gewalt 
immer wieder neue Impulse zu verlei-
hen. Dies setzt jedoch die (mehrstimmi-
ge) friedenswissenschaftliche Beteili-
gung am friedenspolitischen Diskurs 
voraus. Dieser ihrer gesellschaftspoliti-
schen Rolle und Verantwortung wird die 
Friedensforschung  nicht gerecht, wenn  
sich ihre Stimmen nicht von dem unter-
scheiden, was politische Akteure wie 
etwa die Friedensbewegung oder Men-
schenrechts-Organisationen in den öf-
fentlichen Diskurs einbringen, denn 
mehr denn je steht heute das Kennzei-
chen "Wissenschaft" in der Gefahr, als 
Legitimationsressource für politische 
Überzeugungen missbraucht zu werden. 
Wenn sich die Friedensforschung als 
praxisorientierte interdisziplinäre Wis-
senschaft versteht – und als solche auch 
wahrgenommen werden will –, kommt 
sie kaum umhin, ihre friedenstheoreti-
schen Perspektiven weiterzuentwickeln, 
und den entsprechenden theoretischen 
Anstrengungen erhöhtes Gewicht zu 
geben. Theoriearbeit steht nicht im 
Gegensatz zur Praxis-Orientierung, 
sondern sie ist die Voraussetzung für 
eine moderne, praktische Sozialwissen-
schaft: um nämlich im schon ausrei-
chend vielstimmigen politisch-gesell-
schaftlichen Diskurs als Wissenschaft 
gehört zu werden. 
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8. Anhang 
Theoretisch-methodische 
Überlegungen zur Analyse der 
Denkmuster außenpolitischer 
EntscheidungsträgerInnen 
Bezieht man in das Untersuchungsdesign 
zu den Denkmustern und Begründungen 
außenpolitischer EntscheidungsträgerIn-
nen bezüglich des Verzichts auf gewalt-
samen Konfliktaustrag auch nicht-
demokratische Staaten als Konfliktbetei-
ligte mit ein, drängt sich neben den drei 
Hypothesen zum demokratischen Frie-
den entsprechend klassischer IB-
Theorien (siehe oben) mindestens noch 
das sog. Sicherheitsdilemma als bestim-
mendes Merkmal zwischenstaatlicher 
Interaktion auf. Damit liegen vier Hypo-
thesen vor, die zumindest in so weit 
miteinander konkurrieren, dass sie in 
jeweils unterschiedlichen Fällen domi-
nant zu sein beanspruchen. Ganz holz-
schnittartig dargestellt: 
• Liberalismus: Demokratische Gesell-
schaften akzeptieren keinen Krieg 
gegen andere Demokratien; 
• Sozialkonstruktivismus: Im Konflikt 
mit anderen Demokratien übertragen 
außenpolitische Akteure die innerge-
sellschaftlich etablierte Norm ge-
waltfreien Konfliktaustrags auf die 
zwischenstaatlichen Beziehungen; 
• Institutionalismus: Die Verregelung 
internationaler Beziehungen durch 
Regime und internationaler Organi-
sationen reduziert Unsicherheit, 
schafft Kooperationsforen und Er-
wartungsverläßlichkeit, und auf die-
ser Basis lässt sich auf Gewalt ver-
zichten; 
• Sicherheitsdilemma: Das Verhältnis 
zwischen Demokratien und Nicht-
Demokratien wird durch die Unsi-
cherheit einer immer gefährdeten E-
xistenz aufgrund der anarchischen 
Struktur des internationalen Systems 
geprägt, was die anderen drei Fakto-
ren in den Hintergrund drängt. 
Wenn eine dieser Hypothesen als zentra-
le Erklärungsvariable für zwischenstaat-
liches Konfliktverhalten gelten sollte, 
müsste das entsprechende Denk- und 
Begründungsmuster bei außenpoliti-
schen EntscheidungsträgerInnen zu 
beobachten sein. Wenn beispielsweise 
die Hypothese des Liberalismus zentrale 
Bedeutung hätte, müsste ein außenpoliti-
scher Entscheidungsträger bzw. eine 
Entscheidungsträgerin, wenn wir sie 
bzw. ihn danach fragten, warum sie oder 
er den Fortgang eines Konflikts zwi-
schen zwei Demokratien so einstuft, wie 
sie oder er es tut, darauf hinweisen, dass 
die demokratischen Gesellschaften in 
den betreffenden Ländern durch den 
Druck von Parlament und öffentlicher 
Meinung den Einsatz von Gewalt ver-
hindern würden. Es würde also gewis-
sermaßen darum gehen, die Denkmuster, 
Weltbilder, Theorien oder Wahrneh-
mungskategorien außenpolitischer Ent-
scheidungsträgerInnen zu identifizieren, 
um daran zu sehen, von welchen Fakto-
ren sie den Konfliktaustrag in der inter-
nationalen Politik dominant beeinflusst 
sehen.  
Um dies einigermaßen theorieorientiert 
und systematisch zu machen, müssten 
außenpolitische EntscheidungsträgerIn-
nen in mindestens drei – strukturell 
unterschiedlichen – Staaten befragt 
werden. Außerdem wären für dieses 
Befragen mindestens drei Fälle notwen-
dig, um den in den Hypothesen stecken-
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den Erwartungen zu entsprechen. Die 
Frage hätte zu lauten, wie der Fortgang 
eines zwischenstaatlichen Konflikts 
eingeschätzt wird und welche Begrün-
dung, welche Annahmen und Denkmus-
ter dieser Einschätzung zugrundeliegen. 
Die Analyse könnte in den folgenden 
fünf Schritten durchgeführt werden: 
Analyse-
schritt 1 
Bestandsaufnahme augenblick-
lich virulenter Konflikte und 
systematische Auswahl derjeni-
gen, die sich für die Befragung 
eignen. 
Analyse-
schritt 2 
Identifikation spezifisch natio-
naler Denkmuster zu den drei 
ausgewählten Konflikten. 
Analyse-
schritt 3 
Interviews mit möglichst hoch-
rangigen außenpolitischen Ent-
scheidungsträgerInnen entlang 
der Fragen:  
"Welchen Konfliktverlauf er-
warten Sie?  
Warum erwarten Sie diesen 
Konfliktverlauf?" 
Analyse-
schritt 4 
Argumentationsanalyse der Be-
gründungen für den jeweils 
prognostizierten Konfliktver-
lauf. 
Analyse-
schritt 5 
Wiederholungsbefragung be-
züglich derselben Konflikte mit 
drei Fragen: 
Haben sich Ihre Erwartungen 
erfüllt? 
Welchen weiteren Konfliktver-
lauf erwarten Sie?  
Warum erwarten Sie diesen 
Konfliktverlauf? 
Analyseschritt 1: 
Zunächst wären alle augenblicklich viru-
lenten Konflikte zu erfassen und nach 
den folgenden fünf Merkmalen zu unter-
scheiden: 
• Konflikte zwischen den zu unter-
suchenden Staaten und einer anderen 
Demokratie; 
• Konflikte zwischen den zu 
untersuchenden Staaten und einer 
Nicht-Demokratie; 
• Konflikte zwischen zwei Demokra-
tien, ohne dass die untersuchten 
Staaten beteiligt sind; 
• Konflikte zwischen Demokratien und 
Nicht-Demokratien, ohne dass die 
untersuchten Staaten beteiligt sind; 
• Konflikte zwischen Nicht-Demo-
kratien. 
Um den Einfluss staatlicher Grundorien-
tierungen zu kontrollieren, sollten die 
drei untersuchten Staaten so ausgewählt 
werden, dass es sich um unterschiedliche 
Typen von Staaten, etwa eine Hegemo-
nialmacht, eine ehemalige Kolonial-
macht und eine Zivilmacht handelt (z.B. 
USA, Großbritannien, Deutschland). Bei 
den Konflikten, deren Verlauf einge-
schätzt werden soll, wäre aus drei unter-
schiedlichen Kategorien von Konflikten 
jeweils ein Fall auszuwählen, damit es 
strukturell verschiedene Konflikte sind, 
die in den Interviews verwendet werden, 
und somit eine weitere Variable über-
prüft bzw. kontrolliert werden könnte. 
Analyseschritt 2: 
Die Analyse von Denkmustern und auch 
das Führen der entsprechenden Inter-
views mit außenpolitischen Entschei-
dungsträgerInnen erfordert Arbeitshypo-
thesen darüber, welche unterschiedlichen 
Denkmuster es geben könnte. Da nicht 
davon auszugehen ist, dass die klassi-
schen IB-Theorien schon alles abdecken, 
was über internationale Politik gedacht 
wird, scheint es erforderlich, vor den 
Interviews die jeweiligen nationalen 
Diskurse über die drei Konflikte kennen-
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zulernen. Dies könnte durch zwei He-
rangehensweisen geschehen: 
• durch die Analyse von Regie-
rungsverlautbarungen zum jeweili-
gen Konflikt; 
• durch Test-Interviews mit Wissen-
schaftlerInnen im jeweiligen Land 
(PolitologInnen, HistorikerInnen, Ju-
ristInnen), um potentielle Weltbilder 
und Denkmuster zu identifizieren. 
Dabei könnten sich noch etwa die fol-
genden Alternativen zu den vier IB-
Denkschulen ergeben: 
- historische Argumentation; 
- fall-analoge Argumentation; 
- personale Argumentation; 
- fall-spezifische Argumentation. 
Vor Beginn der Interviews mit den 
außenpolitischen EntscheidungsträgerIn-
nen lägen somit zu jedem der drei Fälle 
ein staatenspezifisches Set von mehr 
oder weniger wahrscheinlichen Argu-
mentations- und Denkmustern vor. 
Analyseschritt 3: 
Die Interviews sollten mit möglichst 
hochrangigen außenpolitischen Ent-
scheidungsträgerInnen geführt werden. 
Sicherlich müssten hierüber noch genau-
ere Kategorien gebildet werden. Dabei 
sollten dann in jeder Kategorie mindes-
tens drei Personen befragt werden. Die 
Fragestellung aber wäre für die drei 
untersuchten Fälle immer die gleiche: 
- Welchen Konfliktverlauf erwarten 
Sie beim Konflikt (1) bzw. (2) bzw. 
(3)? 
Und dann käme die Nachfrage, um das 
Argumentationsmuster deutlich werden 
zu lassen: 
- Warum erwarten Sie diesen Kon-
fliktverlauf? 
Die Frage nach dem erwarteten, also 
zukünftigen Konfliktverlauf besitzt zwei 
methodische Vorteile: 
• Den Befragten wird nicht nahegelegt, 
mit strategischen oder propagandisti-
schen Antworten zu reagieren, weil 
die Frage nach einer Prognose keine 
entsprechenden Intentionen provo-
ziert; 
• die Nachfrage nach der Begründung 
für die gegebene Prognose zwingt 
die Befragten, über die Annahmen 
und Hintergründe der eigenen Prog-
nose nachzudenken und eine damit 
konsistente Argumentation anzufü-
gen; die Beantwortung kann sich also 
nicht an Erwartungen orientieren, 
welche die Befragten den Intervie-
werInnen unterstellen. 
Analyseschritt 4: 
Die Analyse und Auswertung der Ant-
worten kann mit Hilfe eines linguisti-
schen Verfahrens der Argumentations-
analyse nach Kopperschmidt (1989) 
vorgenommen werden. Es besitzt den 
großen Vorteil, dass es wenig Interpreta-
tionsspielraum lässt und aufgrund der 
vorher identifizierten staatenspezifischen 
Sets von mehr oder weniger wahrschein-
lichen Antwortmustern sehr eindeutige 
Ergebnisse verpricht. Dabei wird ein 
Text auf die darin erhobenen Geltungs-
ansprüche hin untersucht und anschlie-
ßend die argumentative Verknüpfung der 
Geltungsansprüche analysiert. Durch die 
zweistufige Frageform wird die Grund-
struktur von erhobenem Geltungsan-
spruch (Prognose) und argumentativer 
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Stützung durch die Begründung bzw. 
Erklärung schon vorgegeben. 
Analyseschritt 5: 
Sowohl zur Kontrolle der vorläufigen 
Ergebnisse als auch zur Überprüfung des 
Einflusses situationsspezifischer Fakto-
ren erscheint ein weiterer empirischer 
Analyseschritt erforderlich: Eine Wie-
derholungsbefragung derselben Personen 
nach etwa einem Jahr, zu denselben 
Konflikten, nun aber mit drei Fragen: 
• Haben sich Ihre Erwartungen erfüllt? 
• Welchen weiteren Konfliktverlauf 
erwarten Sie? 
• Warum erwarten Sie diesen Kon-
fliktverlauf? 
Mit diesem doppelten Material wäre ein 
deutlich erhöhter Forschungsertrag 
verbunden, denn so ließen sich die in der 
ersten Befragung verwendeten Denk-
muster systematisch auf ihre Konsistenz, 
ihre Veränderungsresistenz und ihre 
Kontextabhängigkeit hin überprüfen. 
Besonders an den Antworten auf die 
erste Frage ließe sich erkennen, wie die 
Befragten die Konfliktentwicklung in ihr 
Denkmuster integrieren bzw. ihre 
Denkmuster sich möglicherweise flexibi-
lisieren. Je nach dem Übereinstim-
mungsgrad mit den Ergebnissen der 
ersten Befragung läge außerdem ein 
fundiertes Ergebnis über die Konstanz 
oder Flexibilität von Denkmustern bei 
außenpolitischen EntscheidungsträgerIn-
nen vor. Besonders interessant wären 
Antworten auf folgende und ähnliche 
Fragen: 
- Wie fallkonstant sind die Denkmus-
ter? 
- Sind die Prognosen situationsab-
hängig? 
- Hat Lernen stattgefunden? 
- Wird die "Theorie" oder nur die 
Prognose an den möglicherweise 
überraschenden, nicht-erwarteten 
Konfliktverlauf angepasst? 
- Inwiefern liegen den Prognosen IB-
Weltbilder zugrunde? 
- Gibt es hierbei nationale, kategoria-
le oder fallspezifische Auffälligkei-
ten? 
- Inwieweit stimmen die Prognosen 
mit unserer Theorieerwartung der 
prinzipiellen Differenz von Konflik-
ten zwischen Demokratien und zwi-
schen Demokratien und Nicht-
Demokratien überein? 
- Gibt es nationale, kategoriale oder 
fallspezifische Auffälligkeiten? 
- Gibt es Unterschiede in den Progno-
sen und/oder Denkbildern entlang 
des Faktors, ob das eigene Land ei-
ne der Konfliktparteien ist? 
- Bleiben die Denkmuster konstant? 
- Sind die Denkmuster personenspezi-
fisch, fallspezifisch, staatenspezi-
fisch? 
- Welchen Einfluss hat die unter-
schiedliche Rolle des eigenen Lan-
des in der internationalen Politik auf 
die Denkmuster? 
- Sind Prognosen und ihre Begrün-
dung stärker von jüngsten Ereignis-
sen und Informationen als von stabi-
len Denkmustern abhängig? 
Insgesamt könnten die Ergebnisse einer 
solchen Untersuchung Antworten geben 
auf die bisher ungeklärte Frage, ob es 
wirklich in der Perzeption von Konflik-
ten zwischen Demokratien bzw. zwi-
schen Demokratien und Nicht-Demokra-
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e 
grund- 
tien die von der Theorie des Demokrati-
schen Friedens erwartete grundlegende 
Differenz gibt. Es ließe sich außerdem 
erkennen, welchen Stellenwert internati-
onale Organisationen für die Bearbei-
tung von Konflikten bei außenpoliti-
schen EntscheidungsträgerInnen genie-
ßen, und ob es hierbei auffällige Unter-
schiede zwischen den untersuchten 
Staaten gibt. Desweiteren hätten wir 
einen Einblick in die Wahrnehmungska-
tegorien außenpolitischer 
EntscheidungsträgerInnen und möglich
legende Differenzen zwischen den au-
ßenpolitischen EntscheidungsträgerInnen 
verschiedener Staaten - oder Gemein-
samkeiten!? Vor allem aber wäre ein 
solches Projekt ein Test für die grundle-
gende liberale These, dass in Demokra-
tien über internationale Konflikte in 
innenpolitik-analogen Kategorien ge-
dacht wird, und dass internationale 
Organisationen eine bedeutende Rolle 
für die Erwartungen über den Konflikt-
verlauf spielen.  
 
 
